
 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1272/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 29.06.2021 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Prüfung der Jahresrechnung 2020 und Feststellung des Ergebnisses für 
die Gemeinde Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Der Ausschuss zur Prüfung der Jahresrechnung hat am 10.06.2021 die Jahresrech-
nung 2020 der Gemeinde Moorrege geprüft.  
 
Im Rahmen der Prüfung wurde insbesondere geprüft, ob die einzelnen Rechnungs-
beträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig begründet und belegt worden 
sind. Die Prüfung der Jahresrechnung erfolgte stichprobenweise. 
Es ergaben sich keine Beanstandungen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Jahresrechnung 2020 schließt im Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Aus-
gaben in Höhe von je 7.961.008,85 € und im Vermögenshaushalt mit Einnahmen und 
Ausgaben in Höhe von je 880.676,39 € ab. 
Nähere Ausführungen zum Jahresergebnis 2020 können den als Anlage beigefügten 
Erläuterungen zur Jahresrechnung entnommen werden.  
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/Die Gemeindevertretung stellt die Jahresrechnung, 
die im Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je 
7.961.008,85 € und im Vermögenshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe 
von je 880.676,39 € abschließt, fest.  
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__________________ 
Balasus 
 
 
Anlagen: 
Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 
Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung 2020  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1282/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 13.08.2021 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3 / 904-450 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anla-
ge mit Stand vom 10.08.2021 im Verwaltungshaushalt auf 40.305,88 € sowie im 
Vermögenshaushalt auf 7.212,20 €.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist gewährleistet durch Minderausga-
ben bzw. Mehreinnahmen bei anderen Haushaltsstellen sowie die Deckungsreserve.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die Haus-
haltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 40.305,88 € sowie im Vermö-
genshaushalt mit 7.212,20 € zu genehmigen.  
 
 
 
___________________ 
Balasus 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 10.08.2021) 
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EUR EUR EUR EUR EUR

2 3 4 5 6 7 8

Verwaltungshaushalt

46400 672000 Kostenausgleich nach dem 

Kindertagesstättengesetz

12.000,00 25.653,86 13.653,86 0,00 13.653,86 Abrechnung Kostenausgleich 2020 für Kinder in 

auswärtigen Kindertagesstätten

67000 510000 Unterhaltungskosten 

Straßenbeleuchtung

20.000,00 33.201,68 13.201,68 0,00 13.201,68 diverse Störungen/Reparatur der Straßen-

beleuchtung; Reparatur defekte 

Schaltschränke; Erneuerung und Versetzen 

Verteilersäulen

88000 510000 Unterhaltung Waldflächen 3.000,00 16.450,34 13.450,34 0,00 13.450,34 Forstflächenerabeiten am Waldkindergarten

Summe 20.000,00 39.908,35 40.305,88 0,00 40.305,88

40.305,88

Vermögenshaushalt

77100 935000 Erwerb von beweglichem 

Vermögen Bauhof

3.000,00 10.212,20 7.212,20 0,00 7.212,20 Iseki-Schneeschild sowie Schwerlastregale

Summe 3.000,00 10.212,20 7.212,20 0,00 7.212,20

7.212,20

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Moorrege

Bezeichnung der Haushaltsstelle Begründung

noch zu 

genehmigen

noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 

Haushaltsplan 

(einschließl. 

Nachtrags-

haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Haushaltsstelle 

Stand: 10.08.2021
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1283/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 13.08.2021 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-450 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Information über geringfügige Haushaltsüberschreitungen im 1. Halbjahr 
2021 
 
Sachverhalt: 
Der Bürgermeister ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne 
des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im Einzelfall 5.000,-- € 
nicht übersteigt. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als 
erteilt. Der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halb-
jährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu 
berichten. 
 
Die geringfügigen Haushaltsüberschreitungen des 1. Halbjahres 2021 belaufen sich 
auf 8.293,90 €. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Deckung der geringfügigen über- und außerplanmäßigen Ausgaben ist durch die 
Deckungsreserve (5.000 €) gewährleistet.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bericht des Bürgermeisters nach § 4 der Haushaltssatzung für das 1. Halbjahr 
2021 wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
___________________ 
Balasus 
 
Anlagen: 
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Übersicht der geringfügigen Haushaltsüberschreitungen des 1. Halbjahres 2021  
 
 
 



Bezeichnung der Haushaltsstelle

Soll nach 

dem 

Haushalts-

plan 

Anordnungs-

soll
Mehrbetrag

davon 

bereits 

berichtet/ 

genehmigt

noch zu 

berichten
B e g r ü n d u n g

€ € € € €

2 3 4 5 6 7 8

Stand: 10.08.2021
02000 661000 Mitgliedsbeiträge 4.300,00 4.327,78 27,78 0,00 27,78 Anpassung Mitgliedsbeiträge 2021

13000 661000 Beitrag zum Kreisfeuerwehrverband 1.400,00 1.406,25 6,25 0,00 6,25 Anpassung Umlage 2021

21110 672200 Schulseelsorge 3.500,00 3.616,23 116,23 0,00 116,23 Personalkostenerstattung für Schulseelsorge

28100 713000 Schulverbandsumlage 230.000,00 230.565,66 565,66 0,00 565,66 endgültige Schulverbandsumlageberechnung

33210 700000 Zuschüsse für Vereine 2.900,00 3.600,00 700,00 0,00 700,00 Zuschuss für die Chorknaben Uetersen

46020 510000 Unterhaltungskosten Spielplätze 5.000,00 6.006,69 1.006,69 0,00 1.006,69 Fallschutzsand für diverse Spielplätze sowie 

Reparatur Spielgeräte

46400 500000 Gebäudeunterhaltung DRK-Kita 10.000,00 10.947,09 947,09 0,00 947,09 Austausch diverser Armaturen

46400 935000 Erwerb von beweglichem Vermögen 0,00 409,89 409,89 0,00 409,89 Wassertank für Waldkindergarten

54000 677000 Kostenanteil für die Diakoniestation 13.800,00 14.176,92 376,92 0,00 376,92 Zuschuss 2021 auf der Basis der gestiegenen 

Einwohnerzahl

57000 713000 Umlage für die Unterhaltung des Freibades 

Oberglinde

45.700,00 46.540,00 840,00 0,00 840,00 Kalkulation Bewirtschaftungskostenanteil 2021

70000 540000 Bewirtschaftungskosten Ortsentwässerung 3.700,00 3.718,08 18,08 0,00 18,08 Stromkosten für Pumpstationen

79100 713000 Kofinanzierung AktivRegion 5.100,00 6.058,20 958,20 0,00 958,20 Kofinanzierung AktivRegion sowie Integrierte 

Entwicklungsstratiegie für neue Förderperiode 2023-

2027

88000 500000 Gebäude- und Grundstücksunter-haltung 

allgemeines Grundvermögen

20.000,00 22.321,11 2.321,11 0,00 2.321,11 Abbrucharbeiten Münsterweg 85 sowie 

Reparaturarbeiten gemeindliche Wohnungen

8.293,90

Information des Bürgermeisters

für das 1. Halbjahr 2021 gemäß § 4 der Haushaltssatzung

Summe des Berichts gemäß § 4 der Haushaltssatzung

Der Bürgermeister ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im Einzelfall 5.000,-- € nicht übersteigt. Die Zustimmung 

gilt in diesen Fällen als erteilt. Der Bürgermeister ist verpflichtet, die Gemeindevertretung mindestens halbjährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu informieren. 

Gemeinde Moorrege

Haushaltsstelle
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1286/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bürgerservice und Ordnung Datum: 20.08.2021 

Bearbeiter: Kerstin Noffke AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Vorschlag für die Wahl zur stellv. Schiedsfrau im Schiedsbezirk 
Moorrege II 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Herr Ludwig Albrecht ist seit 2016 als stellv. Schiedsmann im Schiedsbezirk II tätig. 
Seine Amtszeit läuft aus und er wird für weitere 5 Jahre nicht zur Verfügung stehen. 
Es muss eine Neuwahl erfolgen. Frau Daniela Heitmann hat sich bereiterklärt, dass 
Amt der stellv. Schiedsfrau zu übernehmen.  
Nach Prüfung der persönlichen Voraussetzungen bestehen seitens der Verwaltung 
und des Bund Deutscher Schiedsmänner keine Bedenken gegen die Wahl von Frau 
Heitmann. Alle erforderlichen Unterlagen liegen bereits vor.  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung Moorrege schlägt dem Amtsausschuss vor, Frau Daniela 
Heitmann aus Heist, Heistmer Weg 58, zur stellv. Schiedsfrau für den Schiedsbezirk 
Moorrege-Heist (Moorrege II) zu wählen. 
 
 
 
_________________ 
W. Balasus 
 
 
Anlagen: 
Bewerbung Frau Heitmann 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1276/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 19.07.2021 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/464 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 11.08.2021 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2020 ev. Kita St. Michael Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Das Kita-Werk hat die Jahresrechnung 2020 (Anlage 1) für den evangelischen Kin-
dergarten St. Michael vorgelegt. Einnahmen von 587.089,13 Euro stehen Ausgaben 
in Höhe von 573.535,79 Euro gegenüber, so dass sich ein Überschuss in Höhe von 
13.553,34 Euro ergibt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Einnahmen und Ausgaben entsprechen im Wesentlichen den Ansätzen. Der 
Überschuss resultiert u.a. aus einem höheren Landeszuschuss, höheren Einnahmen 
aus dem Kostenausgleich, niedrigere Verwaltungskosten und einem nicht eingeplan-
ten Zuschuss für die Fachberatung.  
 
Höhere Ausgaben sind u.a. durch die Anschaffungen von zwei Konvektomaten und 
notwendige Instandhaltungsarbeiten zu verzeichnen. Die Finanzierung erfolgte u.a. 
aus dem Überschuss aus der Jahresrechnung 2019. Durch die pandemiebedingte 
Schließung der Kita haben die Eltern geringer Elternbeiträge und geringeres Essen-
geld entrichtet. Die Erstattung erfolgt über die Gemeinde. Diese Elternbeiträge wur-
den der Gemeinde durch das Land erstattet.  
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss der Gemeinde Moorrege hat am 20.07.2021 die 
Jahresrechnung überprüft. Die Fragen zu den Beanstandungen aus der Jahresrech-
nung bezüglich der Mehrwertsteuer, der fehlenden Skontoabzüge, der Rechnung der 
Firma RG Brandmauer Nord sowie der Rechnung eines Reiseunternehmers wurden 
vollständig vom Kita-Werk beantwortet.  
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Finanzierung: 
 
Der Überschuss in Höhe von 13.553,34 Euro wurde bereits an die Gemeinde erstat-
tet.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Betriebskostenzuschuss des Kreises:     1.893,00 Euro 
Sozialstaffelausgleich des Kreises:        20.326,55 Euro 
Personalkostenförderung des Landes:   45.900,00 Euro. 
 
Die Gemeinde hat bereits die verauslagten Kosten für die Erstattung der Elternbei-
träge für die pandemiebedingte Schließung sowie für die Abweichung der Elternbei-
träge durch das neue KitaG vom erhalten.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss/ der Finanzausschuss/ die Gemeindevertretung erkennt die 
Jahresrechnung 2020 der ev. Kita St. Michael Moorrege an. Der Überschuss in Höhe 
von 13.553,34 Euro wurde bereits an die Gemeinde erstattet.  
 
 
 
 
__________________ 
   (Balasus) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Jahresrechnung 2020 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1275/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 14.07.2021 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/464 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 11.08.2021 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Finanzierungsvereinbarung Kita-Werk - evangelische Kindertagesstätte 
St. Michael Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Durch das Gesetz zur Stärkung der Qualität in der Kindertagesbetreuung und zur finan-
ziellen Entlastung von Familien und Kommunen (Kita-Reform-Gesetz) welches zum 
01.01.2021 in Kraft getreten ist, muss die derzeitige Finanzierungsvereinbarung ange-
passt werden. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Von Seiten der Verwaltung wurde der anliegende Entwurf der Finanzierungsverein-
barung auf Grundlage des § 57 Abs. 2 Nr. 2 des Kindertagesstättenförderungsgeset-
zes (KiTaG) vorbereitet. Diese Vereinbarung beruht auf Empfehlungen des Schles-
wig-Holsteinischen Gemeindetages.  Im Vorwege wurde der Entwurf mit dem Kita-
Werk und Vertretern der Gemeinde abgestimmt. Notwendige Ergänzungen wurden 
eingearbeitet. Die Kirchengemeinde stellt das Gebäude und Grundstück für die Nut-
zung der Kindertagesstätte zur Verfügung. Ein entsprechender Pachtvertrag ist in 
Vorbereitung.  
 
In der Anlage 2 ist die Personalbesetzung dargestellt. Aufgrund der Situation des 
Arbeitsmarktes sind die Stellen der Zweitkräfte teilweise mit Erziehern und nicht mit 
SPA´s besetzt. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
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Seit dem 01.01.2021 wird die erste Phase der Systemumstellung vollzogen. In dieser 
Übergangsphase, die bis Ende 2024 andauern wird, erhalten die Gemeinden über 
den Kreis Pinneberg die pauschalen Fördersätze je Gruppe und Einrichtung für die 
Finanzierung der Einrichtung. Finanziert werden diese Fördersätze vom Land und 
von der Gemeinde je betreuten Kind.  
 
Die Elternbeiträge werden direkt vom Träger eingenommen.  
 
Das Kita-Werk beantragt weiterhin seinen jährlichen Zuschuss bei der Gemeinde.  
  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 

- Entfällt -  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss, der Finanzausschuss, die Gemeindevertretung beschließen 
die anliegende Finanzierungsvereinbarung in der vorliegenden Form.   
 
 
 
 
__________________ 
   (Balasus) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Entwurf Finanzierungsvereinbarung 
Anlage 1 und 2  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1275/2021/MO/BV/1 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 06.09.2021 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/464 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Finanzierungsvereinbarung Kita-Werk - evangelische Kindertagesstätte 
St. Michael Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der Sozialausschuss hat auf seiner Sitzung am 11.08.2021 beschlossen im   § 10 
Abs. 1 (Angemessene Sachkosten) den Passus Aufwendungen für Getränke zu 
streichen, da die Kita bereits 1,50 Euro pro Kind für Getränke erhält. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 

1. Die Verwaltung hat in Absprache mit dem Kita-Werk folgenden Vorschlag zur 
Änderung des Vertragsentwurfes: 

 
§ 10 Abs. 1: Der Passus Aufwendung für Getränke wird gestrichen. 

§ 10 Abs. 3: Aufwendungen für Getränke und Verpflegungskosten für 
regelmäßig angebotene Mahlzeiten (§ 30 KiTaG) gehören nicht zu den angemesse-
nen Sachkosten und sind kostendeckend mit den Eltern abzurechnen.  
 

2. Die ev.-luth. Kirchengemeinde St. Michael Moorrege-Heist hat jetzt den 
Pachtvertrag für das Gebäude vorgelegt ( Anlage 1). Der Pachtvertrag ist Be-
standteil des Finanzierungsvertrages. Die Kirchengemeinde stellt Grundstück 
und Gebäude unentgeltlich zur Verfügung, um eine ev. Luth. Kindertagesstät-
te in Moorrege zu ermöglichen. 

 
 
 
 
 
Finanzierung: 

- Entfällt -  
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Fördermittel durch Dritte: 
 

- Entfällt - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss/die Gemeindevertretung beschließen den geänderten Finan-
zierungsvertrag sowie den mit der ev. luth. Kirchengemeinde abzuschließenden 
Pachtvertrag.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Niedworok) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Pachtvertrag  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1281/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 13.08.2021 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2019 für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat die Abrechnung 2019 für den kirchlichen Friedhof 
Moorrege vorgelegt. Den Erträgen in Höhe von 168.415,43 € stehen Aufwendungen 
in Höhe von 164.005,64 € gegenüber, so dass sich ein geringer Überschuss in Höhe 
von 4.409,79 € ergeben hat. 
Auf der Basis des Haushalts 2019 hatte die Gemeinde Moorrege für den Friedhof 
einen Zuschuss in Höhe von 55.290,00 € gewährt. 
 
Der nunmehr eingetretene Überschuss des Jahres 2019 beruht im Wesentlichen auf 
geringfügigen Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben bei verschiedenen Ansätzen. 
Insbesondere die Personalkosten sind aufgrund von Langzeiterkrankungen in 2019 
etwas geringer ausgefallen. Zudem sind beispielsweise bei den Grabnutzungsgebüh-
ren Mehreinnahmen entstanden.  
 
 
 
Finanzierung: 
Die Gemeinde Moorrege hat mit der Kirchengemeinde einen Finanzierungsvertrag 
für den Friedhof Moorrege abgeschlossen. Bestandteil des Vertrages ist, dass die 
Gemeinde das Betriebskostendefizit für den Friedhof deckt, da das Bestattungswe-
sen eine grundsätzliche Aufgabe der Gemeinde ist. Der entstandene Überschuss in 
Höhe von 4.409,79 € wurde in das Rechnungsjahr 2020 übertragen. Im Rahmen der 
Sitzung des gemeinsamen Friedhofsausschusses wurde die Jahresrechnung erörtert 
und die Zustimmung erteilt.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 

- entfällt - 
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Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt, die Jahres-
rechnung 2019 des Kirchenkreises Pinneberg für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
anzuerkennen. Der Überschuss in Höhe von 4.409,79 € wurde in das Rechnungsjahr 
2020 übertragen.  
  
 
 
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
 
Anlagen: 
Jahresrechnung 2019 für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
 
 
 
 



Jahresabschluss

2019

Entwurf

1208033068 FH Moorrege

im Ev.-Luth. Kirchenkreis Hamburg-West/Südholstein
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Kostenstelle 08000 Friedhof, hoheitl. Teil

Ist 2019 Soll 2019 Abw.

Sachkonto EUR EUR EUR

40111 Grabnutzungsgebühren 62.788,56 60.000,00 2.788,56

40120 Bestattungsgebühren 15.495,00 17.500,00 -2.005,00

40130 Friedhofs-/Grabfeldunterhaltg. 205,00 100,00 105,00

40132 Jährliche Friedhofsunterhaltg. 2.205,00 2.300,00 -95,00

40141 Grabmalgenehmigung 1.577,00 1.000,00 577,00

40150 Erlöse aus Grabpflege 5.377,37 5.500,00 -122,63

40153 Erl.Grabpflege USt. Befreit Legate 996,40 850,00 146,40

40154 Erl.Grabpflege USt. Befreit Stiftungen 3.028,00 2.500,00 528,00

40470 Entgelte für Dienstleistungen 1.425,00 1.000,00 425,00

40800 Erlöse aus Verpachtung Jagdgenossenschaft 0,00 0,00 0,00

45150 Zuschüsse von Gemeinden 59.725,98 48.300,00 11.425,98

46100 Allgemeine Spenden 20,00 0,00 20,00

49101 Ertr.Auflösg.SoPo Anlageverm. AFA-Auflösung 2.874,94 2.560,00 314,94

50190 Sonst.Ertr.frühere Geschäftsj. 0,00 0,00 0,00

50200 Erlöse aus Anlagenverkäufen 0,00 0,00 0,00

56100 Ertragszinsen Kontokorrent 4.636,29 2.810,00 1.826,29

58700 Ertr.a. Entgelten f. Mahnungen 0,00 0,00 0,00

58900 Sonstige außerordentl.Erträge 798,36 0,00 798,36

61030 Pers.aufw.privatr.ang.Mitarb. 89.418,90 91.200,00 -1.781,10

61075 Aufw.f.Fremdpersonal,Zeitarb. 467,34 0,00 467,34

62200 Gesetzl.Unf.vers.,Berufsgen. 961,04 700,00 261,04

64400 Bekleidungsgeld Schutz/Dst.kl. 276,62 400,00 -123,38

64500 Mitarbeitervertretung 660,00 840,00 -180,00

64600 Aus- und Fortbildung 310,00 150,00 160,00

65240 Abschreib.BGA 468,24 150,00 318,24

65250 Abschreib.Fuhrpark 1.297,34 1.300,00 -2,66

65290 Abschreib.GWG 1.119,36 1.110,00 9,36

69100 Aufw.innerki.Verw.kostenerst. 7.699,20 8.520,00 -820,80

70300 Geschäftsaufwand 263,50 350,00 -86,50

70400 Kommunikationskosten 512,40 400,00 112,40

70810 Materialaufw.f.Wirtschaftsbed. 5.161,38 3.200,00 1.961,38

71210 Instandh.Grundst.u.Außenanlag. 5.967,31 5.500,00 467,31

71220 Instandhaltung Gebäude 1.371,81 2.500,00 -1.128,19

71240 Instandhaltung BGA 3.999,57 3.000,00 999,57

71241 Anschaffungskosten BGA 1.707,65 2.490,00 -782,35

71250 Instandhaltung Fahrzeuge 10.195,65 8.000,00 2.195,65

72110 Abfallgebühren 932,16 940,00 -7,84
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Kostenstelle 08000 Friedhof, hoheitl. Teil

Ist 2019 Soll 2019 Abw.

Sachkonto EUR EUR EUR

72140 Wasserverbr.-u.Entwäss.geb. 536,91 540,00 -3,09

72200 Versicherungen 327,10 310,00 17,10

74100 Zuf.Sonderp.m.Finanzdeckung 0,00 0,00 0,00

75100 Aufw.für Mieten, Pachten etc. 900,00 900,00 0,00

75220 Strom 180,00 180,00 0,00

83100 Entnahme aus Rücklagen 7.262,53 7.230,00 32,53

83300 Zuführung zu Rücklagen 29.272,16 25.660,00 3.612,16

Summe 08000 Friedhof, hoheitl. Teil Erträge: 168.415,43 151.650,00 16.765,43

Aufwendungen: 164.005,64 158.340,00 5.665,64

Ergebnis: 4.409,79 -6.690,00 11.099,79
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IST 2019 Plan 2019
Erträge Aufwendungen Ergebnis Erträge Aufwendungen Ergebnis

08000 Friedhof, hoheitl. Teil 168.415,43 164.005,64 4.409,79 151.650,00 158.340,00 -6.690,00

Summe 168.415,43 164.005,64 4.409,79 151.650,00 158.340,00 -6.690,00

1208033068 FH Moorrege

25.06.2020
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Jahresabschluss



 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1287/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 23.08.2021 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/750-250 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2020 für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat die Abrechnung 2020 für den kirchlichen Friedhof 
Moorrege vorgelegt. Den Erträgen in Höhe von 186.529,23 € stehen Aufwendungen 
in Höhe von 191.695,58 € gegenüber, so dass sich ein Defizit in Höhe von 5.166,35 
€ ergeben hat. 
Auf der Basis des Haushalts 2020 hatte die Gemeinde Moorrege für den Friedhof 
einen Zuschuss in Höhe von 60.875,00 € gewährt. 
In dem vorangegangenen Jahr 2019 hatte sich ein Überschuss von 4.409,79 € erge-
ben, der in das Jahr 2020 vorgetragen wurde. 
 
Der nunmehr eingetretene Fehlbetrag des Jahres 2020 beruht im Wesentlichen auf 
Mehrkosten gegenüber den ursprünglichen Haushaltsansätzen bei der Instandhal-
tung von Fahrzeugen (+2.803,36 €), Zins- und Tilgungskosten für den neu beschaff-
ten Bagger (+ 3.689,13 €) sowie höheren Materialaufwendungen (+ 3.009,66 €). Des 
Weiteren kam es aufgrund der tariflichen Erhöhungen zu höheren Kosten bei den 
Personalaufwendungen (+3.061,54 €).  
 
Zudem sind in 2020 die Einnahmen aus Grabnutzungsgebühren (-9.098,68 €) sowie 
Bestattungsgebühren (-3.734,46 €) unter den Erwartungen der Haushaltsplanung 
geblieben. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Gemeinde Moorrege hat mit der Kirchengemeinde einen Finanzierungsvertrag 
für den Friedhof Moorrege abgeschlossen. Bestandteil des Vertrages ist, dass die 
Gemeinde das Betriebskostendefizit für den Friedhof deckt, da das Bestattungswe-
sen eine grundsätzliche Aufgabe der Gemeinde ist. Der entstandene Fehlbetrag in 
Höhe von 5.166,35 € ist folglich von der Gemeinde zu decken. Im Rahmen der Sit-
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zung des gemeinsamen Friedhofsausschusses wurde die Jahresrechnung erörtert 
und die Zustimmung erteilt.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
- entfällt - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt, die Jahres-
rechnung 2020 des Kirchenkreises Pinneberg für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
anzuerkennen und das Defizit in Höhe von 5.166,35 € auszugleichen.  
 
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
Anlagen: 
Jahresrechnung 2020 für den kirchlichen Friedhof Moorrege  
 
 
 



 

 

 

 

 

 

 

Jahresabschluss  
 

2020 
 

1208033068 FH Moorrege 
 
 
 

 

Im Ev.-Luth. Kirchenkreis Hamburg-West/Südholstein 

 

 

Dieses Haushaltsplan-Exemplar enthält Erläuterungen und ist deshalb aus 
Datenschutzgründen nur für den kircheninternen Gebrauch bestimmt.
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Kostenstelle 08000 Friedhof, hoheitl. Teil 

  Ist 2020 Soll 2020 Abw. 
Sachkonto  EUR EUR EUR 
     

 

 

40111  Grabnutzungsgebühren 52.801,32 61.900,00 -9.098,68 

40120  Bestattungsgebühren 13.165,54 16.900,00 -3.734,46 

40130  Friedhofs-/Grabfeldunterhaltg. 0,00 115,00 -115,00 

40132  Jährliche Friedhofsunterhaltg. 1.885,00 2.300,00 -415,00 

40141  Grabmalgenehmigung 1.120,00 1.350,00 -230,00 

40150  Erlöse aus Grabpflege 6.475,04 6.300,00 175,04 

40153  Erl.Grabpflege USt. Befreit Legate 996,40 850,00 146,40 

40154  Erl.Grabpflege USt. Befreit Stiftungen 3.248,50 2.700,00 548,50 

40470  Entgelte für Dienstleistungen 2.115,00 1.500,00 615,00 

40800  Erlöse aus Verpachtung Jagdgenossenschaft 0,00 0,00 0,00 

45150  Zuschüsse von Gemeinden 64.564,13 48.300,00 16.264,13 

46100  Allgemeine Spenden 0,00 0,00 0,00 

49100  Ertr.Auflösg.SoPo m.Fin.d. 4.409,79 0,00 4.409,79 

49101  Ertr.Auflösg.SoPo Anlageverm. AFA-Auflösung 2.795,66 7.350,00 -4.554,34 

49200  Ertr.Auflösg.SoPo ohne Fin.d. 4.479,69 0,00 4.479,69 

49210  Ertr.Auflösg.SoPo f.Invest. 0,00 2.830,00 -2.830,00 

50190  Sonst.Ertr.frühere Geschäftsj. 0,00 0,00 0,00 
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50200  Erlöse aus Anlagenverkäufen 2.200,00 0,00 2.200,00 

56100  Ertragszinsen Kontokorrent 18.121,27 2.980,00 15.141,27 

58700  Ertr.a. Entgelten f. Mahnungen 0,00 0,00 0,00 

58900  Sonstige außerordentl.Erträge 79,39 0,00 79,39 

 

61030  Pers.aufw.privatr.ang.Mitarb. 97.161,54 94.100,00 3.061,54 

61075  Aufw.f.Fremdpersonal,Zeitarb. 0,00 0,00 0,00 

62200  Gesetzl.Unf.vers.,Berufsgen. 1.804,11 700,00 1.104,11 

64400  Bekleidungsgeld Schutz/Dst.kl. 1.124,46 400,00 724,46 

64500  Mitarbeitervertretung 880,00 800,00 80,00 

64600  Aus- und Fortbildung 0,00 200,00 -200,00 

65240  Abschreib.BGA 468,24 470,00 -1,76 

65250  Abschreib.Fuhrpark 5.777,02 5.780,00 -2,98 

65290  Abschreib.GWG 1.030,09 1.100,00 -69,91 

69100  Aufw.innerki.Verw.kostenerst. 7.923,45 7.680,00 243,45 

70300  Geschäftsaufwand -6,26 350,00 -356,26 

70400  Kommunikationskosten 507,00 500,00 7,00 

70810  Materialaufw.f.Wirtschaftsbed. 6.509,66 3.500,00 3.009,66 

71210  Instandh.Grundst.u.Außenanlag. 3.023,58 5.700,00 -2.676,42 

71220  Instandhaltung Gebäude 1.848,36 2.500,00 -651,64 

71240  Instandhaltung BGA 4.510,55 3.500,00 1.010,55 
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71241  Anschaffungskosten BGA 0,00 500,00 -500,00 

71250  Instandhaltung Fahrzeuge 11.803,36 9.000,00 2.803,36 

72110  Abfallgebühren 932,16 940,00 -7,84 

72140  Wasserverbr.-u.Entwäss.geb. 685,93 960,00 -274,07 

72200  Versicherungen 355,38 330,00 25,38 

74100  Zuf.Sonderp.m.Finanzdeckung 0,00 0,00 0,00 

74200  Zuf.Sonderp.ohne Finanzdeckung 3.689,13 0,00 3.689,13 

75100  Aufw.für Mieten, Pachten etc. 900,00 900,00 0,00 

75220  Strom 180,00 180,00 0,00 

77100  Kurzfristige Zinsaufwendungen 14.453,05 0,00 14.453,05 

77200  Langfristige Zinsaufwendungen 280,35 210,00 70,35 

77901  Tilgungskosten 0,00 2.760,00 -2.760,00 

78900  Sonst.außerord.Aufwendungen 1.258,40 0,00 1.258,40 

 

83100  Entnahme aus Rücklagen 8.072,50 7.620,00 452,50 

83300  Zuführung zu Rücklagen 24.596,02 25.860,00 -1.263,98 

Summe 08000 Friedhof, hoheitl. Teil Erträge: 186.529,23 162.995,00 23.534,23 
 Aufwendungen: 191.695,58 168.920,00 22.775,58 

 
Ergebnis: -5.166,35 -5.925,00 758,65 

     
 

 
Erläuterungen zu 08000 Friedhof, hoheitl. Teil 
49100 Überschuss 2019 ins Folgejahr als    
 Ertrag eingebucht    
     
49101 Rückrechnung der Abschreibungskonten    
 s. Sachkonten 65240 bis 65290    
 ohne neu angeschaffter Bagger    
 s. SK 49200    
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49200 Auslösung des Sonderposten für die    
 Anschaffung des Baggers in Höhe    
 der Abschreibung  4.479,69 Euro  
     
56100 1,5% Habenzinsen auf das Bankkonto    
 keine Saldierung mehr von Zinserträgen    
 und Zinsaufwendungen    
 Zinsaufwendungen stehen unter SK 77100    
     
74200 Tilgungskosten Bagger 2020  3.689,13  
     
77100 1,5% Sollzinsen auf das Bankkonto    
 keine Saldierung mehr von Zinserträgen    
 und Zinsaufwendungen    
 Zinserträge stehe unter SK 56100    
     
83100 1/25  der FU-RL    
     
83300 AfA ISEKI Schlepper lt. HH  4.030,00 Euro  
 AfA Bagger lt. HH  770,00 Euro  
 30% v. Sachkonto 40111  15.840,40 Euro  
 Zinsen 1,5 % gesamt in die RL  3.883,03 Euro  
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  IST  PLAN 
 

  Erträge Aufwendungen Ergebnis Erträge Aufwendungen Ergebnis 
  2020 2020 2020 2020 2020 2020 

Kostenstelle  EUR EUR EUR EUR EUR EUR 

 
 

08000 Friedhof, hoheitl. Teil 186.529,23 191.695,58 -5.166,35 162.995,00 168.920,00 -5.925,00 
  

  186.529,23 191.695,58 -5.166,35 162.995,00 168.920,00 -5.925,00 
 



 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1288/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 24.08.2021 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Defizitübernahme für den kirchlichen Friedhof Moorrege für das Jahr 
2022 
 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat für den kirchlichen Friedhof Moorrege den Haus-
haltsplanentwurf für das Jahr 2022 vorgelegt und beantragt gemäß Anlage die Über-
nahme eines Defizits durch die Gemeinde Moorrege in Höhe von 61.450 € (2021 = 
58.900 €).  
 
Die geplanten Erträge und Aufwendungen entsprechen im Wesentlichen den Ansät-
zen des Vorjahres und es sind lediglich moderaten Anpassungen ausgewiesen.  
Zur besseren Deckung der Betriebskosten wurde im gemeinsamen Friedhofsaus-
schuss vereinbart, dass im Frühjahr eine Anpassung der Gebühren vorgenommen 
wird. Diese soll zu Mehreinnahmen in den Bereichen Grabnutzungs- und Bestat-
tungsgebühren führen. 
In der Sitzung des Friedhofsausschusses wurde zudem darauf hingewiesen, dass für 
die Instandhaltung der Fahrzeuge ein Ansatz von 9.500 € eingeplant ist. Sofern die 
Entscheidung für die notwendige Ersatzbeschaffung eines neuen Treckers getroffen 
wird, sind in 2022 und den Folgejahren deutlich geringere Reparaturkosten für den 
Fahrzeugbestand zu erwarten.   
 
 
 
Finanzierung: 
Entsprechend den Regelungen des Vertrages zwischen der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde St. Michael Moorrege-Heist und der Gemeinde Moorrege wird ein entstehen-
des Betriebskostendefizit durch Zuschüsse der Gemeinde Moorrege gedeckt.  
Im Rahmen der Sitzung des gemeinsamen Friedhofsausschusses wurde der Haus-
haltsplanentwurf erörtert und die Zustimmung erteilt.  
Für das Jahr 2022 ist im Haushalt der Gemeinde Moorrege als Kostenanteil für den 
kirchlichen Friedhof ein Betrag von 61.450 € einzuplanen. 
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Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde Moorrege beteiligt sich auf der Basis des aktuellen kirchlichen Haus-
haltsplanentwurfs 2022 mit einem Zuschuss in Höhe von 61.450 € an den Kosten für 
den Friedhof Moorrege. Der Zuschuss ist am 01.04. und am 01.10. mit je 30.725 € 
zahlbar, wobei sich die Jahresrechnung 2021 entsprechend auswirken kann. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
 
Anlagen: 
Haushaltsplan 2022 Friedhof Moorrege  
 
 
 



 
 

 

 

 

 

Haushaltsplan 

 

 

2022 

 

1208033068 FH Moorrege 

 

Entwurf 

Im Ev.-Luth. Kirchenkreis Hamburg-West/Südholstein 

 

 

Dieses Haushaltsplan-Exemplar enthält Erläuterungen und ist deshalb aus 

Datenschutzgründen nur für den kircheninternen Gebrauch bestimmt.
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Kostenstelle 08000 Friedhof, hoheitl. Teil 

   Soll 2022 Soll 2021 Ist 2021 Ist 2020 
Sachkonto   EUR EUR EUR EUR 
       

 

40111  Grabnutzungsgebühren 60.000,00 62.000,00 38.841,36 52.801,32 

40120  Bestattungsgebühren 16.000,00 16.500,00 9.409,76 13.165,54 

40130  Friedhofs-/Grabfeldunterhaltg. 100,00 120,00 0,00 0,00 

40132  Jährliche Friedhofsunterhaltg. 2.000,00 2.200,00 1.500,00 1.885,00 

40141  Grabmalgenehmigung 1.500,00 1.500,00 521,00 1.120,00 

40150  Erlöse aus Grabpflege 6.000,00 6.000,00 2.753,40 6.475,04 

40153  
Erl.Grabpflege USt. Befreit 
Legate 

850,00 850,00 0,00 996,40 

40154  
Erl.Grabpflege USt. Befreit 
Stiftungen 

3.100,00 2.900,00 0,00 3.248,50 

40470  Entgelte für Dienstleistungen 1.500,00 1.500,00 665,00 2.115,00 

40800  
Erlöse aus Verpachtung 
Jagdgenossenschaft 

0,00 0,00 0,00 0,00 

45150  Zuschüsse von Gemeinden 0,00 0,00 0,00 64.564,13 

46100  Allgemeine Spenden 0,00 0,00 0,00 0,00 

49100  Ertr.Auflösg.SoPo m.Fin.d. 0,00 0,00 0,00 4.409,79 

49101  
Ertr.Auflösg.SoPo 
Anlageverm. AFA-Auflösung 

6.360,00 6.850,00 0,00 2.795,66 

49200  Ertr.Auflösg.SoPo ohne Fin.d. 0,00 0,00 0,00 4.479,69 

49210  Ertr.Auflösg.SoPo f.Invest. 3.600,00 3.700,00 0,00 0,00 
 

50100  
Erträge frühere 
Geschäftsjahre 

0,00 0,00 12,90 0,00 

50200  Erlöse aus Anlagenverkäufen 0,00 0,00 0,00 2.200,00 

56100  Ertragszinsen Kontokorrent 1.370,00 1.290,00 0,00 18.121,27 

58700  Ertr.a. Entgelten f. Mahnungen 0,00 0,00 0,00 0,00 

58900  Sonstige außerordentl.Erträge 0,00 0,00 0,00 79,39 
 

61030  Pers.aufw.privatr.ang.Mitarb. 97.050,00 95.650,00 54.942,96 97.161,54 

61075  Aufw.f.Fremdpersonal,Zeitarb. 0,00 0,00 226,10 0,00 

62200  Gesetzl.Unf.vers.,Berufsgen. 850,00 700,00 0,00 1.804,11 

64400  
Bekleidungsgeld 
Schutz/Dst.kl. 

400,00 400,00 310,80 1.124,46 

64500  Mitarbeitervertretung 900,00 880,00 0,00 880,00 

64600  Aus- und Fortbildung 200,00 200,00 0,00 0,00 

65240  Abschreib.BGA 320,00 370,00 0,00 468,24 

65250  Abschreib.Fuhrpark 5.340,00 5.780,00 0,00 5.777,02 
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65290  Abschreib.GWG 700,00 700,00 0,00 1.030,09 

69100  Aufw.innerki.Verw.kostenerst. 7.700,00 8.060,00 4.480,00 7.923,45 
 

70300  Geschäftsaufwand 300,00 350,00 193,15 -6,26 

70400  Kommunikationskosten 500,00 500,00 297,82 507,00 

70810  Materialaufw.f.Wirtschaftsbed. 4.500,00 4.000,00 3.066,91 6.509,66 

71121  Fremdleistungen Gartenpflege 2.000,00 2.500,00 362,50 0,00 

71210  Instandh.Grundst.u.Außenanlag. 5.500,00 5.500,00 7.245,96 3.023,58 

71220  Instandhaltung Gebäude 1.500,00 2.000,00 0,00 1.848,36 

71240  Instandhaltung BGA 3.500,00 3.500,00 2.162,86 4.510,55 

71241  Anschaffungskosten BGA 300,00 500,00 0,00 0,00 

71250  Instandhaltung Fahrzeuge 9.500,00 9.000,00 6.542,49 11.803,36 

72110  Abfallgebühren 940,00 940,00 699,12 932,16 

72140  Wasserverbr.-u.Entwäss.geb. 780,00 620,00 543,15 685,93 

72200  Versicherungen 360,00 360,00 0,00 355,38 

74100  Zuf.Sonderp.m.Finanzdeckung 0,00 0,00 0,00 0,00 

74200  
Zuf.Sonderp.ohne 
Finanzdeckung 

0,00 0,00 0,00 3.689,13 

75100  Aufw.für Mieten, Pachten etc. 900,00 900,00 0,00 900,00 

75220  Strom 180,00 180,00 0,00 180,00 

77100  Kurzfristige Zinsaufwendungen 0,00 0,00 0,00 14.453,05 

77200  Langfristige Zinsaufwendungen 230,00 260,00 137,57 280,35 

77901  Tilgungskosten 3.730,00 3.700,00 0,00 0,00 

78900  Sonst.außerord.Aufwendungen 0,00 0,00 0,00 1.258,40 
 

83100  Entnahme aus Rücklagen 8.610,00 8.210,00 0,00 8.072,50 

83300  Zuführung zu Rücklagen 24.260,00 24.970,00 0,00 24.596,02 
 

Summe 08000 Friedhof, 
hoheitl. Teil Erträge: 110.990,00 113.620,00 53.703,42 186.529,23 

 Aufwände: 172.440,00 172.520,00 81.211,39 191.695,58 

 Ergebnis: -61.450,00 -58.900,00 -27.507,97 -5.166,35 

      
 

 
Erläuterungen zu 08000 Friedhof, hoheitl. Teil 
40111 Grabnutzungsgebühren/Berechtigungsgebühren    
 30 % davon gehen jährlich in die FU-Rücklage    
     
40120 Bestattungsgebühren    
     
40130 Friedhofsunterhaltungsgebühren für Folgejahre:    
 Anstelle einer jährlichen Rechnung kann die 

Friedhofsunterhaltungsgebühr 
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  PLAN  PLAN 

 

  Erträge Aufwendungen Ergebnis Erträge Aufwendungen Ergebnis 

  2022 2022 2022 2021 2021 2021 

Kostenstelle  EUR EUR EUR EUR EUR EUR 

 

 

08000 Friedhof, hoheitl. Teil 110.990,00 172.440,00 -61.450,00 113.620,00 172.520,00 -58.900,00 
  

  110.990,00 172.440,00 -61.450,00 113.620,00 172.520,00 -58.900,00 

 



 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1289/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 24.08.2021 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/750-250 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Ersatzbeschaffung eines Iseki-Treckers für den kirchlichen Friedhof 
Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Die ev.-luth. Kirchengemeinde hat mitgeteilt, dass für den kirchlichen Friedhof Moor-
rege die Ersatzbeschaffung eines Iseki-Treckers dringend notwendig ist. 
Der im Jahr 2010 für den kirchlichen Friedhof Moorrege beschaffte Iseki-Trecker hat 
in den vergangenen Jahren zu stetig steigenden Reparaturkosten geführt. Laut Fest-
stellung von zwei voneinander unabhängigen Werkstätten liegt nunmehr ein akuter 
Schaden am Getriebe und der Hydraulikanlage vor. Die erforderlichen Reparaturkos-
ten wurden auf über 8.000 € bzw. 8.500 € zzgl. MwSt. beziffert, so dass die Kosten 
der Instandsetzung den Restwert der Maschine übersteigen würden.   
 
Um den Betrieb auf dem Friedhof Moorrege aufrecht erhalten zu können, ist laut Kir-
chengemeinde eine kurzfristige Ersatzbeschaffung für den Iseki-Trecker erforderlich. 
Der Trecker wird neben der Pflege der Außenanlagen insbesondere beim Grabaus-
hub für Beerdigungen benötigt. Der notwendige Fahrzeugtyp muss über eine schma-
le Spurbreite verfügen und die Nutzung der vorhandenen Anbaugeräte ermöglichen. 
Seitens der Kirchengemeinde wurden für die Ersatzbeschaffung des Iseki-
Kompaktschleppers drei Angebote eingeholt, die für ein Neufahrzeug in einer Preis-
spanne zwischen 53.847,50 € und 59.262,00 € inkl. MwSt. liegen.  
 
Der günstigste Anbieter hat für eine kurzfristig vorhandene Lagermaschine (Vorführ-
gerät) einen Rabatt sowie die Inzahlungnahme des abgängigen Fahrzeugs angebo-
ten, so dass sich ein Restkaufpreis von 47.194,00 € ergeben würde. Da die Lager-
maschine nur sehr befristet zur Verfügung steht, ist eine kurzfristige Entscheidung 
der gemeindlichen Gremien erforderlich.    
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Finanzierung: 
Die Gemeinde Moorrege hat mit der Kirchengemeinde einen Finanzierungsvertrag 
für den Friedhof Moorrege abgeschlossen. Bestandteil des Vertrages ist, dass die 
Gemeinde das Betriebskostendefizit für den Friedhof deckt, da das Bestattungswe-
sen eine grundsätzliche Aufgabe der Kommune ist.  
Für den Betrieb des Friedhofes werden die entsprechende Fahrzeuge und Gerät-
schaften benötigt.  
Im Rahmen des Haushalts für den Friedhof Moorrege werden für anstehende Er-
satzinvestitionen der Fahrzeuge jährliche Zuführungen zur sogenannten Substanzer-
haltungsrücklage vorgenommen. Der Bestand dieser Sonderrücklage für den Iseki-
Trecker beläuft sich aktuell auf 30.312,56 €.  
Unter Berücksichtigung des vorgenannten Restkaufpreises von 47.194,00 € (Lager-
gerät) sowie Verwendung der Rücklage, wäre über den Haushalt des Friedhofes ein 
restlicher Betrag von 16.881,44 € nachzufinanzieren. 
Der Haushaltsplan sowie die damit verbundenen investiven Beschaffungen werden 
grundsätzlich im Einvernehmen mit der Gemeinde beschlossen.   
Der gemeinsame Friedhofsausschuss hat sich in seiner Sitzung vor Ort ein Bild von 
dem Fahrzeug gemacht und verschiedene Alternativen erörtert. Über die Notwendig-
keit der Ersatzbeschaffung des Iseki-Kompaktschleppers bestand Einigkeit. Die vor-
genannte Finanzierung des Ersatzfahrzeugs unter Verwendung der Rücklage wurde 
als sinnvoll erachtet.   
Durch die Anschaffung eines neuen Gerätes können zudem die jährlichen laufenden 
Reparaturaufwendungen für die Fahrzeuge reduziert werden.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 

- entfällt - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, der Ersatzbe-
schaffung des Iseki-Kompaktschleppers für den Friedhof Moorrege zuzustimmen. 
Unter Berücksichtigung des günstigsten Angebotes für ein vorhandenes Lagergerät, 
die Inzahlungnahme sowie Verwendung der Fahrzeugrücklage ergibt sich eine über 
den Friedhofshaushalt nachzufinanzierender Restbetrag in Höhe von 16.881,44 €. 
Die Anschaffungskosten sowie die Gegenfinanzierung durch Rücklagenentnahme 
werden in der Jahresrechnung des kirchlichen Friedhofes 2021 ausgewiesen.  
 
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
 
 
 



 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1284/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 17.08.2021 

Bearbeiter: Jennifer Decken AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

31.08.2021 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Beitritt zur Forstbetriebsgemeinschaft im Kreis Pinneberg 
 
Sachverhalt: 
pWas ist eine Forstbetriebsgemeinschaft? 

Gemäß § 16 ff Bundeswaldgesetz ist eine Forstbetriebsgemeinschaft (FBG) ein pri-

vatrechtlicher Dienstleistungszusammenschluss von Grundbesitzern, die den Zweck 

verfolgt, die Bewirtschaftung der angeschlossenen Waldflächen zu verbessern. Ins-

besondere sollen Nachteile wegen geringer Flächengröße, ungünstiger Flächenge-

stalt, der Besitzzersplitterung, der Gemengelage, des unzureichenden Waldauf-

schlusses, des unzureichenden Marktzuganges oder anderer Strukturmängel über-

wunden werden. Größtenteils ist die Mitgliedsfläche in FBG´en Privatwald, aber auch 

Kommunen, Vereine usw. können Mitglied werden. Die Mitgliedschaft ist freiwillig. 

FBG´en sind i.d.R. wirtschaftliche Vereine, die ihre Rechtsfähigkeit nach § 22 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches erlangen. 

 

Welche Aufgaben hat die FBG im Kreis Pinneberg? 

Gemäß § 2 der Satzung hat die FBG unter anderem folgende Aufgaben: Ausführung 

der Bestandspflegearbeiten; Durchführung des Holzeinschlages; Beschaffung und 

Einsatz von Maschinen; Beschaffung von Saatgut & Pflanzen; Vermittlung von Wald-

arbeitern. 

 

Welche Vorteile bringt eine Mitgliedschaft in der FBG im Kreis Pinneberg? 

Wie der anliegenden Karte zu entnehmen ist, gibt es in der Gemeinde Moorrege ei-

nige Waldflächen (dunkelgrün), die rot umrandeten sind im Eigentum der Gemeinde 

Moorrege und sind größtenteils nicht zusammenhängend. 

 Durch die Mitgliedschaft in der FBG können die Maßnahmen aller Waldbesitzer in 
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Moorrege gebündelt werden, dies reduziert die Kosten für Anfahrt, Maschinen 

etc. jedes einzelnen Waldbesitzers erheblich.  

 Des Weiteren erhält die FBG auf Grund der Menge erhebliche günstigere Preise 

für die Beschaffung von Pflanzen etc. Die Zu Guter als es gemeindlichen Wald-

flächen  

 Aktuell hat die Gemeinde einen Vertrag mit der Landwirtschaftskammer Schles-

wig-Holstein (Kosten noch 59,00 €/Jahr; Erhöhung ab 2022), über den die Bestel-

lung des Försters geregelt wird, dieser Vertrag kann dann gekündigt werden. 

 Den Mitgliedern der FBG gewährt die Landwirtschaftskammer SH eine Gebüh-

renhalbierung. So kostet dann beispielsweise eine Arbeitsstunde des Försters 

40 € statt 80 € netto. 

 Viele Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung des Waldes werden derzeit 

vom Bund gefördert. Die FBG begutachtet die Wälder und schlägt passende För-

dermaßnahmen vor, sie übernimmt auch die Abwicklung geförderter Maßnahmen. 
 
 
 
Finanzierung: 
Gemäß § 15 Abs. 2 der Satzung der FBG ist die Bemessungsgrundlage für den Bei-
trag die Fläche, sofern kein anderer Maßstab angemessener ist. Die Gemeinde 
Moorrege verfügt schätzungsweise über 27 ha eigenen Wald, der aktuelle Beitrag 
beträgt 5 €/ha/Jahr, folglich beträgt der Beitrag für die Gemeinde Moorrege jährlich 
ca. 135 € zuzüglich einer einmaligen Aufnahmegebühr in Höhe von 10 €. Dieser Bei-
trag ist künftig in der Haushaltsplanung zu berücksichtigen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss / Der Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 
empfiehlt / Die Gemeindevertretung Moorrege beschließt der Forstbetriebsgemein-
schaft im Kreis Pinneberg beizutreten. 
 
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
 
 
Anlagen:  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1285/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 17.08.2021 

Bearbeiter: Melanie Pein AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

31.08.2021 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 08.09.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

Mitgliedschaft im Zweckverband Integrierte Station Unterelbe 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung wurde beauftragt, die Gemeinde Moorrege über eine mögliche Mit-
gliedschaft im Zweckverband „Integrierte Station Unterelbe“ zu informieren. An-
schließend möchte die Gemeinde Moorrege darüber beraten, ob sie dem Zweckver-
band beitritt. 
 

1) Was ist die Integrierte Station? 
 
In besonders bedeutsamen Naturräumen hat das Land Schleswig-Holstein In-
tegrierte Stationen eingerichtet. Die Integrierte Station Unterelbe ist eine von 
mehreren Integrierten Stationen in Schleswig-Holstein. 
Die Integrierten Stationen sind: 

 vor Ort tätige Einrichtungen zur Umsetzung von Naturschutzzielen in be-
sonders bedeutsamen Naturräumen des Landes. 

 lokale Anlaufstellen, um Kompetenzen in die Region zu verlagern und 
Verwaltungswege zu verkürzen 

 Organisation, die Ideen für den Naturschutz, Landwirtschaft, Regionalent-
wicklung und den „sanften Tourismus“ verknüpfen und so verschiedene lo-
kal tätige Akteure zusammenbringen 

 
2) Welche Aufgaben nehmen die Integrierten Stationen wahr? 

 

 freiwillige Vereinbarungen und Angebote entwickeln 

 europäische Initiativen wie NATURA 2000 und LIFE umsetzen bzw. daran 
mitwirken 

 Tier- und Pflanzenarten beobachten und ihre Entwicklung dokumentieren 
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 mit ehrenamtlich Tätigen zusammenarbeiten und „Runde Tische“ einberu-
fen 

 Maßnahmen in Schutzgebieten einleiten und koordinieren 

 ökologische Regionalberatung und gebietsbezogene Öffentlichkeitsarbeit 

 Projekte unter Berücksichtigung von ländlicher Regionalentwicklung und 
Wasserwirtschaft anregen, planen und umsetzen 

 
3) Welche Aufgaben nimmt der ISU-Zweckverband wahr? 

 
Der Zweckverband hat die Aufgabe die Öffentlichkeit über den Schutz der Na-
tur- und Kulturlandschaft, die nachhaltige Landwirtschaft und die umweltver-
trägliche Erholung in der Pinneberger Unterelberegion (PUR) des Kreises Pin-
neberg zu informieren. Er hat insbesondere die touristische Aufgabenwahr-
nehmung inkl. der Wirtschaftsförderung auch im Bereich der landwirtschaftli-
chen Direktvermarktung zu sichern. Hierzu gehört zudem die angestrebte 
Vernetzung mit anderen Regionen des Unterelberaumes. Der Zweckverband 
kann sich bei seiner Aufgabenerledigung Dritter bedienen. Der Zweckverband 
unterhält und verwaltet das im Eigentum der Gutsverwaltung Haseldorf ste-
hende Gebäude der Integrierten Station Unterelbe im Bereich der Gutsanlage 
Haseldorf und vermietet Räumlichkeiten im Gebäude an Akteure vor Ort. Die 
Entstehung des ISU-Zweckverbands wurde festgelegt auf den 01. September 
2004. 

 
4) Wie ist die rechtliche Situation geregelt? 

 
Zu unterscheiden ist zwischen: 
a) ISU-Zweckverband 
b) ISU-Verein 
c) Integrierte Station oder auch „Elbmarschenhaus“ 

 
a) ISU-Zweckverband „Integrierte Station Unterelbe in Haseldorf“ 

Träger des Elbmarschenhauses ist der ISU-Zweckverband. Mitglieder sind die 
Städte und Gemeinden Uetersen, Appen, Groß Nordende, Heidgraben, Heist, 
Holm, Neuendeich, Haselau, Haseldorf, Hetlingen, Klein Nordende, Seester-
mühe, Tornesch, Wedel Marketing e. V. (als Vertretung für Wedel), der Ab-
wasserzweckverband Südholstein, der Kreis Pinneberg und das Land Schles-
wig-Holstein. 
Der ISU-Zweckverband hat keine eigene Verwaltung. Die Verwaltungs- und 
Kassengeschäfte werden durch das Amt Geest und Marsch Südholstein 
wahrgenommen. 

 
b) ISU-Verein „Integrierte Station Unterelbe e. V. 

Der Verein Integrierte Station Unterelbe e. V. unterstützt das Elbmarschen-
haus und kümmert sich um Angebote zur Umweltbildung und hilft bei der Pfle-
ge und Unterhaltung der Ausstellung zu Natur und Kultur im Elbmarschenhaus 
sowie des Außengeländes. 

 
c) Integrierte Station Unterelbe oder „Elbmarschenhaus“ 

Die Integrierte Station Unterelbe, oder auch „Elbmarschenhaus“ genannt, 
wurde 2006 eröffnet. Der Geist des Hauses besteht in der Zusammenarbeit 
von Naturschutz, Tourismus und Landnutzung. Im Haus vertreten sind das 



Land Schleswig-Holstein, der NABU Deutschland e. V., Tourismusvereine 
(Tourismus in Marsch und Geest, Holstein Tourismus) sowie die örtliche Jä-
gerschaft. Das Elbmarschenhaus ist eine von mehreren Integrierten Stationen 
in Schleswig-Holstein. 

 
5) Wie finanziert sich der ISU-Zweckverband? 

 
Der ISU-Zweckverband finanziert sich über die Verbandsumlage, die die 16 
Mitglieder (Stand November 2020) zahlen. 

 
Seitens der Gemeinde Moorrege ist nunmehr zu entscheiden, ob ein Beitritt in den 
Zweckverband Integrierte Station Unterelbe erfolgt. 
 
 
 
Finanzierung: 
Der jährliche Mitgliedsbeitrag beträgt aktuell 1.500,00 Euro.  
 
 
Fördermittel durch Dritte:  
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss/Der Finanzausschuss empfiehlt/Die Gemeindever-
tretung Moorrege beschließt, dem Zweckverband Integrierte Station Unterelbe beizu-
treten.  
Die Verwaltung wird gebeten, die vorbereitenden Maßnahmen hierfür in die Wege zu 
leiten. Der jährliche Mitgliedsbeitrag ist ab 2022 haushaltsrechtlich einzuplanen.  
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
 
 
Anlagen:  
keine 
 
 
 





 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1273/2021/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 07.07.2021 

Bearbeiter: Maike Pagelkopf AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

25.08.2021 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 22.09.2021 öffentlich 

 

52. Änderung des Flächennutzungsplanes "Erweiterung Businesspark 
(OHA II)" der Stadt Tornesch; hier: Aufstellungsbeschluss, Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Gemeinden Heidgraben und Moorrege, sowie die Städte Uetersen und Tornesch 
sind durch einen gemeinsamen Flächennutzungsplan verbunden.  
 
Die Stadt Tornesch überplant derzeit eine Fläche nordöstlich der Autobahn A23, 
nordwestlich der Ahrenloher Straße und südwestlich der Kreisstraße 21. 
  
Mit der 52.Flächennutzungsplan-Änderung „Erweiterung Businesspark Oha II“ soll 
ein erster Abschnitt zur Erweiterung des Businessparks Tornesch-Oha vorgenom-
men werden. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 24ha, dies betrifft 
einen Teilbereich nordöstlich der Autobahn A23 und nordwestlich der Ahrenloher 
Straße. Darin enthalten sind auch die Flächen für die notwendige Erschließung und 
die Regenrückhaltung. Der entsprechende Bebauungsplan Nr. 105 wird im Parallel-
verfahren aufgestellt.  
 
Die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurde abgeschlossen, die 
eingegangenen Stellungnahmen sind der Abwägungstabelle zu entnehmen. Die 
Schalltechnische Untersuchung und das wasserwirtschaftliche Konzept wurden erar-
beitet bzw. aktualisiert. Der Planungsentwurf wurde entsprechend angepasst.  
 
Zur Umsetzung des Vorhabens ist die 52.Änderung des gemeinsamen Flächennut-
zungsplanes notwendig. Die oben benannte Fläche soll im Flächennutzungsplan als 
Gewerbegebiet festgesetzt werden. Die Stadt Tornesch hat am 02.08.2018 den Auf-
stellungsbeschluss und am 14.06.2021 den Entwurfs- und Auslegungsbeschluss ge-
fasst.  
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Die Regularien zum gemeinsamen Flächennutzungsplan sehen grundsätzlich für die 
Änderung des Flächennutzungsplanes gleichlautende Beschlüsse aller vier beteilig-
ten Kommunen vor. Lediglich bei Flächen, die kleiner als 5ha sind, entfällt diese Er-
fordernis.  
Aus diesem Grund bittet die Stadt Tornesch, um die Fassung eines gleichlautenden 
Beschlusses für die Durchführung der 52. Änderung des Flächennutzungsplanes.    
 
 
 
 
Finanzierung: 
-entfällt-  
 
 
Fördermittel durch Dritte: -entfällt- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Aufstellungsbeschluss: 

1. Zu dem bestehenden F-Plan wird die 52.Änderung aufgestellt. Der Geltungs-
bereich umfasst das Gebiet nordöstlich der Autobahn A23 in einer Tiefe von 
ca.170 m bis ca. 370m und nordwestlich der Ahrenloher Straße in einer Tiefe 
von ca. 700m, wie aus dem beiliegenden Lageplan ersichtlich. Die Änderung 
sieht folgende Planung vor: „Gewerbliche Baufläche“ und „Grünflächen“ statt 
„Fläche für Landwirtschaft“. 

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. (§2 Abs.1 Satz 2 
BauGB). 

3. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange und Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderli-
chen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§4 Abs. 1 BauGB) 
soll schriftlich erfolgen.  

4. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung der allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung nach §3 Abs.1 Satz BauGB soll in 
Form einer Abendveranstaltung durchgeführt werden. 
 

 
Entwurfs- & Auslegungsbeschluss:  

1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit abgegebenen Stellungnahmen 
wurden gemäß den Vorschlägen der Verwaltung vom 25.05.2021 geprüft. Die 
Zusammenstellung vom 25.05.2021 ist Bestandteil dieses Beschlusses. Die 
Bürgermeisterin wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgege-
ben haben, von diesem Ergebnis in Kenntnis zu setzen.  

2. Der Entwurf und die Begründung zur 52. Flächennutzungsplan-Änderung „Er-
weiterung Businesspark (Oha II)“ werden in den vorliegenden Fassungen ge-
billigt.  

3. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach §3 Abs. 2 BauGB öf-
fentlich auszulegen. Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange sind über die Auslegung zu benachrichtigen.  

4. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 
§4 Abs. 2 BauGB soll parallel zur Auslegung erfolgen. 



  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
 Wolfgang Balasus 
(Der Bürgermeister)  
 
 
Anlagen:  Aufstellungsbeschluss der Stadt Tornesch 
  Entwurfs- und Auslegungsbeschluss der Stadt Tornesch  
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Beschlussvorlage

Federführend:

Bau- und Planungsamt

Vorlage-Nr:

Status:
Datum:

Bericht im Ausschuss:
Bericht im Rat:
Bearbeiter:

VO/18/070

öffentlich
13.04.2018

Henning Tams

Henning Tams

52. FNP-Änderung "Erweiterung Businesspark (Oha II)"

Aufstellungsbeschluss und Freigabe zur frühzeitigen Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung

Beratungsfolge:

Datum Gremium

02.05.2018 Bau- und Planungsausschuss

Sachbericht / Stellungnahme der Verwaltung
Am 17.07.17 fasste der Bau- und Planungsausschuss den Aufstellungsbeschluss für die 
49. Änderung des Flächennutzungsplans "Erweiterung Businesspark Tornesch"  (Vorlage - 
VO/17/144). Änderungen des Flächennutzungsplanes müssen vom Land Schleswig-Holstein 
genehmigt werden, dabei wird geprüft, ob die Änderung mit den Zielen der Raumordnung 
vereinbar ist; die Ziele der Raumordnung sind im Regionalplan verankert. Nach geltendem 
Regionalplan wäre eine Ausweistung von gewerblichen Bauflächen im beabsichtigten Um-
fang nicht zulässig, nach der laufenden Änderung des Regionalplans jedoch sehr wohl. Aller-
dings ist noch nicht absehbar, wann der neue Regionalplan durch das Land fertiggestellt 
werden wird – hier können noch 3-5 Jahre vergehen.  Um kurzfristiger eine Genehmigung 
der FNP-Änderung durch das Land zu erlangen, kann im Rahmen eines sog. „Zielabwei-
chungsverfahrens“ die Genehmigung für eine Flächennutzungsplanänderung erlangt wer-
den. Dieses ist in Rücksprache mit der Landesplanung (Innenministerium SH) möglich, wenn 
die Stadt nachweisen kann, dass eine Gewerbeflächenausweisung zur Deckung des lokalen 
Gewerbeflächenbedarfes erforderlich ist und dieser Bedarf in Form von Interessenbekundun-
gen lokaler Unternehmen konkret quantifizierbar ist.

Die Abfrage des Bedarfes Tornescher Unternehmen wurde durch die Stadt vorgenommen, 
ein Netto-Flächenbedarf von ca. 15 ha konnte damit nachgewiesen werden.  

Aus diesem Grunde soll mit der 52. FNP-Änderung ein erster Abschnitt der Erweiterung des 
Businessparks vorgenommen werden. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 24 
ha – darin enthalten sind auch die Flächen für die notwendige Erschließung sowie für die 
Regenrückhaltung. Der entsprechende B-Plan 105 wird im Parallelverfahren aufgestellt (s. 
Vorlage VO/). 

Die Größe des Plangebiets der FNP-Änderung (> 5 ha) erfordert weiterhin gleichlautende 
Beschlussfassungen der Gemeinden und Städte des gemeinsamen Flächennutzungsplans 
(Uetersen, Heidrageben, Moorrege).

Das Plangebiet der 49. FNP-Änderung umfasst eine Fläche von 57,2 ha – der Beschluss soll 
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aufrecht erhalten bleiben und nach das Verfahren parallel weitergeführt werden.

Prüfungen:
1. Umweltverträglichkeit
entfällt 

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
entfällt

Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten 

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: x ja nein

Die Maßnahme/Aufgabe ist: vollständig eigenfinanziert

teilweise gegenfinanziert

vollständig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf

höhere Dotierung Niedrigere Dotierung

Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprüfung durchgeführt: ja nein

Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer 

Freiwilligen Leistung vor: ja nein

Produkt/e:
2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff.Erträge/Aufwendungen
in EUR

* Anzugeben bei Erträgen, ob Zuschüsse/Zuweisungen; Transfererträge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Erträge

* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschüsse/Zuweisungen oder sonstige 
Aufwendungen

Erträge*:
Aufwendungen*: 5000
Saldo (E-A) 5000

  davon noch zu veranschlagen: 0
2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff.Investition/Investitionsförderung
in EUR

Einzahlungen
Auszahlungen
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Erträge (z.B. Auflösung von Sonderposten)

  Abschreibungsaufwand
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungsermächtigungen
  davon noch zu veranschlagen:

2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff.Folgeeinsparungen/-kosten
(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgfältig zu schätzen) in EUR
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* Anzugeben bei Erträgen, ob Zuschüsse/Zuweisungen; Transfererträge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Erträge

* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschüsse/Zuweisungen oder sonstige 

Aufwendungen

Erträge*:
Aufwendungen*:
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Beschluss(empfehlung)  

1. Zu dem bestehenden F-Plan wird die 52. Änderung aufgestellt. Der Geltungsbereich 
umfasst das Gebiet nordöstlich der Autobahn A 23 in einer Tiefe von ca. 170 m bis 
ca. 370 m und nordwestlich der Ahrenloher Straße in einer Tiefe von ca. 700 m, wie 
aus dem beiliegenden Lageplan ersichtlich. Die Änderung sieht folgende Planung 
vor: "Gewerbliche Baufläche" und "Grünflächen" statt "Fläche für die Landwirtschaft".

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs.1 Satz 2 
BauGB).

3. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
und Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs.1 BauGB) soll schriftlich erfolgen.

4. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung der allgemeinen  
Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs.1 Satz 1 BauGB soll in Form einer 
Abendveranstaltung durchgeführt werden.

gez.
Roland Krügel
Bürgermeister

Anlage/n: 
Geltungsbereich
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Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Bauen, Planung und Umwelt
FD Stadtplanung und Umwelt

Vorlage-Nr:

Status:
Datum:

Bericht im Ausschuss:
Bericht im Rat:
Bearbeiter:

VO/21/095

öffentlich
25.05.2021

Henning Tams

Henning Tams

52.FNP-Änderung "Erweiterung Businesspark (Oha II)" - Abwägung 
zur frühzeitigen Beteiligung, Entwurfsberatung, Auslegungsbe-
schluss

Beratungsfolge:

Datum Gremium

14.06.2021 Bau- und Planungsausschuss

Sachbericht / Stellungnahme der Verwaltung
Die 52.FNP-Änderung wird im Parallelverfahren zum B-Plan 105 aufgestellt. Die frühzeitige 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurde abgeschlossen, die eingegangenen Stel-
lungnahmen sind der Abwägungstabelle zu entnehmen. Schalltechnische Untersuchung und 
wasserwirtschaftliche Konzept wurden erarbeitet bzw. aktualisiert. Der Planentwurf zur FNP-
Änderung sowie zum Bebauungsplan wurde angepasst: Im Vorentwurf war noch eine Auftei-
lung der Gewerbeflächen in einen östliche und eine westliche Teilfläche mit dazwischenlie-
gender Grünfläche für Regenrückhaltung vorgesehen. Dies wurde nun so verändert, dass 
eine noch flexiblere Flächenaufteilung möglich wird. Auf die Festsetzung einer Erschließung-
straße entlang der nördlichen Plangeltungsbereichsgrenze wurde verzichtet, jedoch wäre 
dort weiterhin die Anlage einer solchen Straße möglich, sollte diese auf Grund der gewählten 
Grundstücksaufteilung notwendig werden. Dadurch wird der Erschließungsaufwand mini-
miert. Die Flächen für die Regenrückhaltung sind parallel zu den zu erhaltenden randlichen 
Knickstrukturen sowie auf einer Fläche im nordwestlichen Bereich positioniert. 

Die Festsetzungen genügen grundsätzlich den Anforderungen der bislang an einem Flä-
chenerwerb interessierten Unternehmen; die Entscheidung, welches bzw. welche der Unter-
nehmen zum Zuge kommen, trifft der Bau- und Planungsausschuss nicht. 

Prüfungen:
1. Umweltverträglichkeit
entfällt 

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
entfällt

Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten 

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: ja x nein

TOP Ö  19TOP Ö  19
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Die Maßnahme/Aufgabe ist: vollständig eigenfinanziert

teilweise gegenfinanziert

vollständig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf

höhere Dotierung Niedrigere Dotierung

Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprüfung durchgeführt: ja nein

Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer 

Freiwilligen Leistung vor: ja nein

Produkt/e:
2021 2022 2023 2024 2025 2026 ff.Erträge/Aufwendungen
in EUR

* Anzugeben bei Erträgen, ob Zuschüsse/Zuweisungen; Transfererträge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Erträge

* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschüsse/Zuweisungen oder sonstige 
Aufwendungen

Erträge*:
Aufwendungen*:
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

2019 2020 2021 2022 2023 2024 ff.Investition/Investitionsförderung
in EUR

Einzahlungen
Auszahlungen
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Erträge (z.B. Auflösung von Sonderposten)

  Abschreibungsaufwand
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungsermächtigungen
  davon noch zu veranschlagen:

2019 2020 2021 2022 2023 2024 ff.Folgeeinsparungen/-kosten
(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgfältig zu schätzen) in EUR
* Anzugeben bei Erträgen, ob Zuschüsse/Zuweisungen; Transfererträge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Erträge

* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschüsse/Zuweisungen oder sonstige 

Aufwendungen

Erträge*:
Aufwendungen*:
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Beschluss(empfehlung)  

1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie der Öffentlichkeit abgegebenen Stellungnahmen wurden gemäß den Vor-
schlägen der Verwaltung vom 25.05.2021 geprüft. Die Zusammenstellung vom  25.05.2021 
ist Bestandteil dieses Beschlusses. Die Bürgermeisterin wird beauftragt, diejenigen, die eine 
Stellungnahme abgegeben haben, von diesem Ergebnis in Kenntnis zu setzen.
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2. Der Entwurf und die Begründung zur 52.FNP-Änderung "Erweiterung Businesspark (Oha 
II)" werden in den vorliegenden Fassungen gebilligt.

3. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs.2 BauGB öffentlich auszu-
legen. Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die Aus-
legung zu benachrichtigen.

4. Die Beteiligung der Behörden und sontigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 
BauGB soll parallel zur Auslegung erfolgen.

gez.
Sabine Kählert
Bürgermeisterin

Anlage/n: 

Planzeichung inkl. Legende

Begründung 

Abwägungstabelle vom 25.05.21

Änderungshistorie:
Datum: Bearbeiter*in: Was wurde geän-

dert:
Warum:
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1. Art der baulichen Nutzung
 (§ 5 Abs. 2 Nr.1  BauGB § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO)

G

Gewerbliche Bauflächen

2. Grünflächen
 (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4  BauGB)

Grünflächen

3. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs der F-Planänd.

4. Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

Nachrichtlich: Anbauverbotszone

Zeichenerklärung

Richtfunkverbindung der Telefonica Germany & Co. OHG
mit maximalen Schutzbereich30

,0
0

30
,0

0
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Zeichenerklärung
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Stadt Tornesch

52. Änderung des F-Plans
"Erweiterung Businesspark (Oha II)“

für das Gebiet nordöstlich der Autobahn A 23 in einer Tiefe von ca. 370 m und nordwestlich
der Ahrenloher Straße in einer Tiefe von ca. 720 m.

Auftraggeber:

Stadt Tornesch
- Der Bürgermeister -
Wittstocker Straße 7
25436 Tornesch

Auftragnehmer:

Kellerstraße 49  .  25462  Rellingen

Tel.: (04101) 852 15 72
Fax: (04101) 852 15 73
E-Mail: buero@dn-stadtplanung.de
Internet: www.dn-stadtplanung.de

Bearbeiter:

Dipl.-Ing. Anne Nachtmann
Dipl.-Ing. Dorle Danne

4 (1) BauGB 4 (2) BauGB 3 (2) BauGB § 4 a BauGB

TÖB-BETEILIGUNG AUSLEGUNG
ERNEUTE BETEI-
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1 Lage und Umfang des Plangebietes, Allgemeines

Der ca. 26,4 ha große Änderungsbereich der 52. F-Planänderung liegt an der nordöstlichen
Stadtgebietsgrenze von Tornesch, nordwestlich der „Ahrenloher Straße“, nordöstlich der „Bun-
desautobahn A 23“ und südwestlich Kreisstraße 21 (ehemalige Bundesstraße B 5).

Der Änderungsbereich wird begrenzt:

· im Nordosten durch landwirtschaftlich genutzte Flächen an der Kreisstraße 21 (ehe-
malige Bundesstraße B 5),

· im Südosten durch die Ahrenloher Straße mit angrenzender Gewerbebebauung im
Sondergebiet OHA I,

· im Südwesten durch die Bundesautobahn A 23,
· im Nordwesten durch angrenzende landwirtschaftlich genutzten Flächen.

Im nördlichen Bereich wurde der Vorfluter zur Regelung der Oberflächenentwässerung in den
Änderungsbereich aufgenommen.

Zurzeit wird das Plangebiet überwiegend landwirtschaftlich genutzt.

An der Ahrenloher Straße wurde ein Wohnhaus in den Änderungsbereich einbezogen. Es han-
delt sich dabei um eine Wohnbebauung im Außenbereich, die im wirksamen F-Plan als land-
wirtschaftliche Fläche dargestellt ist und gem. Stellungnahme des Landesamtes für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR) vom 26.11.2019 den Schutzanspruch eines Dorf-
gebietes innehat. Die Wohnnutzung soll planerisch nicht forciert werden, so dass hier eine
gewerbliche Baufläche ausgewiesen wird. Die Wohnnutzung hat Bestandsschutz.

Abbildung 1 - Luftbild mit Änderungsbereich (ohne Maßstab)

Quelle: © google earth 2020
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Entlang der Grenze sowie innerhalb des Änderungsbereiches befinden sich Knicks, die zum
Teil in die Planung einfließen und zum Teil überplant und ausgeglichen werden.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die Immissionsschutzrechtlichen Rahmenbe-
dingungen gutachterlich geprüft und berücksichtigt werden.

2 Planungserfordernis, Planungsziel

Die Stadt Tornesch hat am 02.05.2018 beschlossen für ein ca. 26 ha großes Gebiet den Be-
bauungsplan Nr. 105 und die 52. Änderung des Flächennutzungsplanes aufzustellen.
Das neue Gewerbegebiet soll durch einen 1. Bauabschnitt kurzfristig und mittelfristig den Be-
darf an Gewerbeflächen sichern. Zu einem späteren Zeitpunkt sollen ggf. weitere gewerbliche
Bauflächen (insgesamt ca. 45 ha) nördlich vom Änderungsbereich entwickelt werden.

Durch die Aufstellung der 52. F-Planänderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Erweiterung des bestehenden Businesspark (Oha II) geschaffen werden.
Neben dem Planungsziel gewerbliche Bauflächen zu schaffen, sollen die zu erhaltenden
Knicks und anzulegenden Grünstrukturen als Grünfläche gem. § 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4
dargestellt werden.

Der Bebauungsplan Nr. 105 wird parallel aufgestellt.

2.1 Konzeption des Plangebietes

Der Änderunsbereich liegt im Außenbereich der Stadt Torensch, weit entfernt von den
innerstädtischen Siedlungsbereichen. Die hohe Lagegunst mit direktem Anschluss an die A
23 ist u.a. ausschlaggebendes Kriterium bei der Auswahl der Flächen gewesen. Direkt
gegenüber der Ahrenloher Straße ist bereits das Gebiet OHA 1 angesiedelt in dem
Sondergebiete vorrangig für Umwelttechnik und eine Feuerwehr verortet sind. Der Bereich
eignet sich durch seine Lage somit hervorragend für verkehrs- und flächenintensive gewerbli-
che Branchen, die auf die überregionale Verkehrsanbindung angewiesen sind und/oder nicht
siedlungsnah untergebracht werden können bzw. sollen.
Die Ansiedlung von arbeitsplatzintensiven Betrieben, die siedlungsnah und in guter Zuordnung
zum ÖPNV untergebracht werden sollen, wie z. B. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsge-
bäude, sind jedoch nicht mit den Zielsetzungen eines Gewerbegebietes von überregionaler
Bedeutung in Einklang zu bringen und werden insofern mit Ausnahmen ausgeschlossen. Das
Gleiche gilt für Wohnnutzungen und Einzelhandelsbetriebe.

Die Erschließung erfolgt über eine Anbindung an die Ahrenloher Straße mit (temporärem)
Wendehammer. Später wird die Verkehrsfläche nach Norden auf die Erweiteungsflächen
führen. Der temporäre Wendehammer kann dann entfallen.

Entlang der Grenzen des Änderungsbereiches sollen die vorhandenen Knicks und Grünstruk-
turen weitestgehend erhalten bzw. aufgewertet werden. Im südlichen Bereich ist entlang der
A 23 ein Lärmschutzwall geplant. Diese Grünstrukturen sollen auch in der Planzeichnung der
52. F-Planänderung dargestellt werden.
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3 Rechtlicher Planungsrahmen

3.1 Regionalplan/Zielabweichung

Die Stadt Tornesch gehört zum Kreis Pinneberg im Planungsraum I / Schleswig-Holstein Süd.
Der Regionalplan stellt dar, dass Tornesch im Ordnungsraum um Hamburg liegt, in dem sich
die weitere Entwicklung des Ordnungskonzepts entlang von Siedlungsachsen vollziehen soll.

Abbildung 2 - Ausschnitt Regionalplan mit Änderungsbereich (ohne Maßstab)

Die Stadt Tornesch ist als Stadtrandkern II. Ordnung ausgewiesen. Zu den Stadtrandkernen
wird Folgendes ausgeführt: "Die zentralen Orte einschließlich der Stadtrandkerne sind
Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung. Sie sollen dieser Zielsetzung durch eine voraus-
schauende Bodenvorratspolitik und durch eine der zukünftigen Entwicklung angepasste Aus-
weisung von Wohnungs-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen gerecht werden. (…)"
(5.1 Z (7)).

Die vorgesehene Fläche liegt außerhalb der Siedlungsachse und des Siedlungsgebiets. Sie
liegt jedoch nicht innerhalb von Regionalen Grünzügen oder Gebieten mit besonderer Erho-
lungseignung.

Zu Industrie und Gewerbeansiedlung werden im Regionalplan folgende grundsätzliche Aus-
sagen getroffen:
Auf der Achse Hamburg-Elmshorn soll eine starke wirtschaftliche und siedlungsmäßige Ent-
wicklung insbesondere in den Schwerpunkten außerhalb des Verdichtungsraums stattfinden.
Somit liegt die angestrebte Ausweisung des Gewerbegebietes den Zielen der Raumordnung
nur in Teilen entgegen.
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Die Stadt Tornesch führte daher ein Zielabweichungsverfahren1 durch, da die Fläche für die
Erweiterung der gewerblichen Nutzung am Standort „Oha II“ Flächen betrifft, die mit den im
Regionalplan dargestellten Zielen der Raumordnung zur Lage der Fläche außerhalb der Sied-
lungsachse nicht übereinstimmen.

Mit Schreiben vom 08.01.2020 (IV 621 - 59815/2019) bestätigt die Landesplanung, dass "die
Aufstellung der 52. Änderung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes Nr. 105
der Stadt Tornesch unter Abweichung von Zielen der Raumordnung gemäß Ziffer 5.3 (6) des
Regionalplans für den Planungsraum I, Fortschreibung 1998 in Verbindung mit Ziffer 2.4.1 (3)
des Landesentwicklungsplans 2010 vertretbar [ist] und nicht die Grundzüge der Planung [be-
rührt]. […] Der Planbereich […] wird im Vorwege der Neuaufstellung des Regionalplans Ill als
Standort für ein Gewerbegebiet von überregionaler Bedeutung gemäß Ziffer 2.6 Abs. 4 Lan-
desentwicklungsplan 2010 festgelegt."

Zudem bestätigte das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
mit seiner Stellungnahme VII 204 vom 19.09.2019 , dass "der Kreis Pinneberg und die Stadt
Tornesch u.a. Teil der Regionalen Kooperation A23/B5 [sind]. In diesem Zusammenhang
wurde die betreffende Fläche in Tornesch bereits untersucht. Für die regionale Entwicklung
entlang der A23/B5 hat die Fläche bei der Untersuchung für das GEFEK Westküste die besten
Bewertungen des Kreises Pinneberg erhalten und wurde für eine Entwicklung empfohlen.

3.2 Flächennutzungsplan

Der Änderungsbereich ist im Flächennutzungsplan bisher als Fläche für die Landwirtschaft
ausgewiesen. Im südlichen Teilbereich verläuft eine Richtfunktrasse mit Höhenbeschränkun-
gen für bauliche Anlagen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung jedoch nicht bestätigt
wurde.

Zusätzlich sind die Anbauverbotszonen der BAB A 23 und der Landesstraße L 110 „Ahrenloher
Straße“ dargestellt.

Da Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden, soll der Flächennut-
zungsplan im Parallelverfahren zum 52. Mal geändert werden.

1 Vgl. Landschaftsplanerischer Fachbeitrag zum Zielabweichungsverfahren Antrag auf Zielabweichung,
Stadt Tornesch
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Abbildung 3 - Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)

Gemäß der Vereinbarung zum gemeinsamen Flächennutzungsplan sind bei der Neuauswei-
sung von Baugebietsflächen ab 5 ha gleichlautende Beschlüsse zur Aufstellung, Auslegung
und Feststellung von Flächennutzungsplanänderungen notwendig.

3.3 Bebauungsplan

Ein Bebauungsplan ist für den Bereich nicht vorhanden. Südöstlich grenzt der B-Plan Nr. 47
Sondergebiet „OHA I“ mit mehreren Änderungen an.
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Abbildung 4 - Ausschnitt angrenzender B-Plan Nr. 47 (ohne Maßstab)

4 Städtebauliche Darstellungen im F-Plan

Der Änderungsbereich der 52. Flächennutzungsplanänderung und der Geltungsbereiches für
den B-Plan 105 stimmen zum großen Teil überein. Im Flächennutzungsplan werden jedoch
keine Änderungen an der Ahrenloher Straße erforderlich, so dass diese Fläche nicht Teil der
F-Planänderung wird.

Wie im Kapitel 2 beschrieben, wird der Änderungsbereich im Flächennutzungsplan als ge-
werbliche Baufläche dargestellt (BauNVO). In der verbindlichen Bauleitplanung wird aus der
Darstellung ein Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO entwickelt.

An den Rändern des Gewerbegebietes und davon abgehend befinden sich Knicks, die erhal-
ten und geschützt werden sollen. Im nordwestlichen Bereich zwischen der gewerblichen Bau-
fläche und der Kreisstraße 21 ist der Vorfluter mit in den Änderungsbereich einbezogen wor-
den, um die Niederschlagswasserentsorgung planungsrechtlich abzusichern. Diese Flächen
werden im Flächennutzungsplan als Grünflächen dargestellt.  In der verbindlichen Bauleitpla-
nung werden die zu erhaltenden Knicks, aufgrund Ihrer Stellung als Biotop mit Maßnahmen-
flächen und entsprechenden textlichen Festsetzungen geschützt.

Im gleichen Umfang der gewerblichen Bauflächen und Grünflächen entfallen Flächen für die
Landwirtschaft.

Weitere Darstellungen, insbesondere zum Maß der baulichen Nutzung sind nicht erforderlich,
da parallel der Bebauungsplan Nr. 105 aufgestellt wird.

Die Richtfunktrasse der Telefonica und die Anbauverbotszonen der Landesstraße und der Au-
tobahn werden nachrichtlich dargestellt.

B-Plan 105
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5 Immissionsschutz

LAIRMCONSULT GmbH. (Mai 2021). Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 105 in Tornesch.
Bargteheide

5.1 Übergreifende Gliederung in Tornesch

Im letzten Jahrhundert haben sich Torneschs Gewerbegebietsflächen schwerpunktmäßig ent-
lang der Bahntrasse bzw. von dort in nordöstliche Richtung des Stadtgebiets entwickelt. Dabei
bilden die Esinger Straße (L107) und die Bahntrasse sowie die Straßen „Großer und Kleiner
Moorweg“ die Haupterschließungsachsen der Gewerbegebiete. Die Gewerbegebietsentwick-
lung erfolgte in den letzten Jahrzehnten auf Basis des § 34 BauGB „Zulässigkeit von Bauvor-
haben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile“.

Für die Gewerbebetriebe im Stadtgebiet gilt in der Regel, dass sie aufgrund Ihrer Lage in gro-
ßen zusammenhängenden Gewerbegebieten, fernab von schutzbedürftigen Nutzungen keine
Einschränkungen hinsichtlich ihres Betriebes berücksichtigen müssen (z.B. die Betriebe nörd-
lich der Bahn/beidseitig Borstelweg).

Darüber hinaus gibt es einige Bebauungspläne (z.B. B-Plan Nr. 38 und Nr. 52 samt Änderun-
gen) im östlichen Übergangsbereich zur freien Landschaft, die durch angrenzende Wohnnut-
zungen anhand von entsprechenden Festsetzungen bezüglich der Gewerbelärmimmissionen
eingeschränkt wurden.

Des Weiteren sind gewerbliche Nutzungen in Misch- oder Sondergebieten nordöstlich der A
23 ansässig. Insgesamt verfügt die Stadt über rund 96 Hektar Gewerbegebietsfläche und ca.
63 ha Sondergebietsfläche davon ca. 34 ha im Businesspark Tornesch B-Plan Nr. 47).

Sofern Gewerbebetriebe im Innenbereich außerhalb der zentralen Bereiche von Bestandsge-
werbegebiet siedeln möchten, wird durch die kompakte Siedlungsstruktur, ein direktes Neben-
einander von Wohnen und Gewerbe unvermeidlich zu Komplikationen führen. Daher möchte
die Stadt neue Gewerbeflächen nördlich der Autobahn A 23 im Außenbereich ausweisen. So-
mit setzt sie sich auch mit der neuen Rechtsprechung und der Forderung nach Vorhandensein
von uneingeschränkten Gewerbegebieten auseinander.

Für die künftigen Gewerbegebietsentwicklungen/-ansiedlungen wird somit der B-Plan Nr. 105
Erweiterung Businesspark (Oha II)“ und die 52. Flächennutzungsplanänderung mit einer Flä-
che von ca. 26,6 Hektar aufgestellt.

Offensichtliche Planungskonflikte, die dem § 50 BImSchG widersprechen, sind nicht erkenn-
bar; das Plangebiet grenzt im südwestenwesten an die Autobahn, südöstlich an die Sonder-
gebiete OHA I und nordwestlich/nordöstlich an landwirtschaftliche Flächen mit zum Teil ge-
mischtgenutzten Bereichen an der Kreisstraße 21 (ehemalige Bundesstraße 5). Ein Wohnhaus
im Plangebiet selbst (Außenbereich) wird voraussichtlich bis dahin vom Vorhabenträger er-
worben und leergezogen sein.

Die Stadt möchte hier explizit für ein 6,8 ha großes Teilgebiet ein schalltechnisch uneinge-
schränktes Gewerbegebiet ausweisen. Ein somit in Teilen "eingeschränktes Gewerbegebiet"
würde seiner allgemeinen Zweckbestimmung nach noch dem Typus eines Gewerbegebiets
(BVerwG, Beschluss vom 15. April 1987 -BVerwG 4 B 71.87) entsprechen.

Somit stehen mit dem B-Plan Nr. 105 und der 52. F-Planänderung im Stadtgebiet, Flächen für
schalltechnisch uneingeschränkte gewerbliche Neuansiedlungen zur Verfügung.
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Damit wird ein System der baugebietsübergreifenden Gliederung der Gewerbegebiete instal-
liert (vgl. BVerwG, Urt. v. 07.12.2017, 4 CN 7/16).

5.2 Gebietsinterne Gliederung

Trotz der Lage im Außenbereich möchte die Stadt auch eine innere Gliederung des
Änderungsbereiches vornehmen, die die nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen
berücksichtigt.

Die nächstgelegenen Wohnnutzungen stehen mit Ausnahme des Gebäudes im Änderungsbe-
reich, südlich der A 23/ östlich der Ahrenloher Straße und südlich der Kreisstraße 21 (Alte
Bundesstraße 5). Für diese Gebäude existieren keine rechtskräftigen Bebauungspläne. Auf-
grund der örtlichen Situation und der Wohnnutzung im Außenbereich wird von einem Schutz-
anspruch ausgegangen, der mit einem Mischgebiet oder Dorfgebiet vergleichbar ist.

Die innere Konzeption bzw. das Nutzungskonzept des Gewerbegebietes sieht vor, dass Be-
triebe, die keine Nachtarbeit haben bzw. nachts leiser sind und ggf. kein Licht im Nachtzeit-
raum erzeugen, an den nördlichen Plangebietsrand in der Nähe der Wohnhäuser und nahe
den umgebenen Knicks verortet werden. Auch die in den Knicks lebenden Kleintiere und In-
sekten reagieren auf Störungen im Nachzeitraum. Betriebe mit Nachtarbeit bzw. Betriebe, die
im Nachtzeitraum lauter und heller sind, können sich entlang der Autobahn, abgerückt von der
Ahrenloher Straße ansiedeln. Dieser Bereich ist weniger von sensiblen Knickstrukturen umge-
ben als die restlichen Flächen. An der Ahrenloher Straße sind aufgrund des dort befindlichen
Knicks vornehmlich Stellplätze vorgesehen.

5.3 Schalltechnische Untersuchung

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 105 und der 52. F-Planän-
derung wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt und die Ergebnisse werden in den
Bebauungsplan eingearbeitet.

Die Stadt Tornesch beabsichtigt die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung
des Businessparks OHA I zu schaffen.
Die Ausweisung ist als gewerbliche Baufläche bzw. als Gewerbegebiet im B-Plan vorgesehen.

Der Änderungsbereich grenzt im Südosten an die Ahrenloher Straße (L 110) und im Südwes-
ten an die Bundesautobahn BAB 23. Südöstlich der Ahrenloher Straße befindet sich der be-
stehende Businesspark (Oha I) im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 47 und dessen
Änderungen.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurden die zu erwartenden schallschutz-
rechtlichen Auswirkungen des Vorhabens aufgezeigt und beurteilt.

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung anhand
der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, „Schallschutz im Städtebau“,
wobei zwischen gewerblichem Lärm und Verkehrslärm unterschieden wird. Andererseits kann
sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der
16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientieren.

Die DIN 18005, Teil 1 verweist für die Beurteilung von gewerblichen Anlagen auf die TA Lärm,
so dass die Geräuschimmissionen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA Lärm beurteilt
werden.
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5.3.1 Gewerbelärm
Zum Schutz der Nachbarschaft vor Gewerbelärm aus dem Plangebiet wurde für den Ände-
rungsbereich geprüft, ob der Planungsansatz für uneingeschränkte Gewerbegebiete gemäß
DIN 18005 von LW“ = 60/60 dB(A) tags/nachts zulässig ist.

Im Tageszeitraum werden mit den obigen Ansätzen an allen maßgeblichen Immissionsorten
die jeweilig geltenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm unter Berücksichtigung der Vorbe-
lastungen sicher eingehalten. Für den Nachtzeitraum ist zumindest für einen Teil der Flächen
jedoch eine städtebauliche Gliederung erforderlich.

Hierbei sind die Rechtssätze der jüngsten Rechtsprechung zur Emissionskontingentierung zu
beachten. Emissionskontingente können für ein Baugebiet nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
BauNVO festgesetzt werden, wenn es in einzelne Teilgebiete mit verschieden hohen Emissi-
onskontingente zerlegt wird. Zudem gilt für eine baugebietsübergreifende Gliederung nach
obigen Absatz, dass neben dem emissionskontingentierten Gewerbegebiet noch (mindestens)
ein Gewerbegebiet vorhanden ist, in welchem keine Emissionsbeschränkungen gelten. Dies
ist im vorliegenden Fall gegeben.

Die maximal zulässigen Emissionskontingente für die einzelnen Flächen wurden so ermittelt,
dass die Anforderungen der TA Lärm unter Berücksichtigung der Vorbelastungen erfüllt wer-
den. Dabei wurden die benachbarten Sondergebietsflächen vom Businesspark Oha bei der
Ermittlung der Emissionskontingente als Vorbelastungen berücksichtigt.

Zum Schutz der umliegenden schützenswerten Nutzungen außerhalb des Gewerbegebiets
sind diese Emissionsbeschränkungen nachts für die zwei Teilflächen entsprechend im Bebau-
ungsplan festzusetzen.

Unter Berücksichtigung der Emissionsbeschränkungen wird im Prognose-Nullfall sowie im
Prognose-Planfall an allen Immissionsorten auch im Nachtzeitraum den Anforderungen der
TA Lärm entsprochen.

5.3.2 Verkehrslärm

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrslärm
berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm aus den maßgeblichen Straßenabschnitten
berücksichtigt. Die Straßenverkehrsbelastungen und die maßgeblichen Lkw-Anteile für die
Bundesautobahn BAB 23 und die Ahrenloher Straße L 110 wurden einer aktuellen Zählung
der DEGES GmbH entnommen und auf den Prognosehorizont 2035/40 hochgerechnet (Hoch-
rechnungsfaktor 1,1). Basierend auf diesen Daten wurden die Verkehrsbelastungen für die
Kreisstraße 21 (Alte Bundesstraße 5) und die Straße Oha (K 21) abgeschätzt.

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte auf Grundlage der Rechenregeln der RLS- 19.

Für die Auswirkungen aus dem F-Plan-induzierten Zusatzverkehr ist zusammenfassend fest-
zustellen, dass sich ausschließlich Zunahmen unterhalb der Wahrnehmbarkeitsschwelle von
1 dB(A) und deutlich unterhalb der Erheblichkeitsschwelle von 3 dB(A) ergeben.

An der Bebauung entlang der Ahrenloher Straße gegenüber der Autobahnauffahrten Tornesch
West zur BAB 23 ergeben sich Zunahmen von bis zu 0,4 dB(A) nachts. Damit wird hier der
Anhaltswert für Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts weitergehend überschritten.

Zum Schutz der von Pegelzunahmen betroffenen Bebauung und dadurch erstmalig oder wei-
tergehender Überschreitung der Anhaltswerte der Gesundheitsgefährdung sind Maßnahmen
zum Schallschutz zu prüfen. Hierzu wird seitens der Stadt Tornesch eine freiwillige Prüfung
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und Umsetzung von passiven Lärmschutzmaßnahmen in Anlehnung an die Verkehrslärm-
schutzverordnung (16. BImSchV) zugesagt. Der durch die vorliegende Planung hervorgeru-
fene Konflikt kann somit rechtssicher gelöst werden.

Der Änderungsbereich wird bereits heute teilweise erheblich durch Verkehrslärm belastet, wo-
bei die Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1 als auch die Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV überschritten werden.

Gemäß Gutachten ergeben sich somit Anforderungen an den Schallschutz. Da im Flächen-
nutzungsplan keine Schallschutzfestsetzungen aufgenommen werden können wird für Details
auf die verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan 105) verwiesen.

Hinweis
Die DIN-Vorschrift 4109 Teil 1 und  Teil 2 (Januar 2018) können im Rahmen des Planaufstel-
lungsverfahrens bei der Verwaltung zur Einsicht eingesehen werden.

6 Verkehrliche Erschließung

Das Kapitel wird bei Vorlage des Verkehrskonzeptes ergänzt.

Die Erschließung der gewerblichen Baufläche erfolgt über eine Anbindung an die
Ahrenloherstraße mit (temporärem) Wendehammer. Später, in einem zweiten Bauabschnitt,
wird die Verkehrsfläche nach Norden bis zur Kreisstraße 21 (Alte Bundesstraße 5) erweitert
und auch die Erweiteungsflächen erschließen. Der temporäre Wendehammer kann dann
entfallen.
Die neue Planstraße orientiert sich an der des B-Plans Nr. 47. In der Verkehrsfläche sollen
neben der Fahrbahn auch Mulden, Bäume sowie ein Geh- und Radweg untergebracht werden.

Die westlich angrenzenden Flächen für die Landwirtschaft können ebenfalls über eine
öffentliche Verkehrsfläche erreicht werden.

Da die Planstraßen jedoch nicht als überörtliche oder örtliche Hauptverkehrsstraßen fungiert,
werden sie in der F-Planzeichnung nicht dargestellt.

Das Plangebiet ist durch die HVV-Buslinien 6668 und 185 an das ÖPNV-Netz der Metropolre-
gion Hamburg angeschlossen. Die nächstgelegenen Haltestellen sind "Tornesch, Lise-Meit-
ner-Allee (Nord)“(Linie 6668) sowie „Ellerhoop, Oha“ (Linie 185) die das Plangebiet mit ihrem
gemäß Regionalem Nahverkehrsplan Kreis Pinneberg für diese Raumkategorie gültigen Bus-
Einzugsbereich von 600 m (Radius) erschließen. Es bestehen somit werktäglich mind. stünd-
liche Dienstverbindungen an die Bahnhöfe Tornesch, Elmshorn und Pinneberg sowie Ueter-
sen.
Benachbarte Orte sind für Radfahrer über Landes- und Kreisstraßen mit separat geführten
Radwegen erreichbar.

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus Referat Straßen-
bau gab im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung u.a. folgende Hinweise:

· Gemäß § 9 (1) Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28.06.2007 (BGBl. Seite 1206) dürfen Hochbauten jeder Art sowie Aufschüttun-
gen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfernung bis zu 40 m von der



Begründung zur 52. F-Planänderung der Stadt Tornesch Seite 14

TOR18002_11003_Begründung_FP.docx

Bundesautobahn A 23 (BAB A 23), gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
bahn, nicht errichtet bzw. vorgenommen werden.

· Die Anbauverbotszone ist in der Planzeichnung des Flächennutzungs- und Bebau-
ungsplanes mit Maßangabe (40 m) durchgängig entlang der BAB A 23 darzustellen.

· Gemäß § 29 (1 und 2) Straßen- und Wegegesetz (StrWG) des Landes Schleswig-Hol-
stein in der Fassung vom 25.11.2003 (GVOBl. Seite 631) dürfen außerhalb der zur
Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt Hoch-
bauten jeder Art sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer
Entfernung bis zu 20 m von der Landesstraße 110 (L 110), gemessen vom äußeren
Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, nicht errich-
tet bzw. vorgenommen werden.

· Die bauliche Gestaltung des Knotenpunktes Erschließungsstraße / L 110 / Lise-Meitner
Allee ist mit dem LBV.SH, Standort Itzehoe abzustimmen. Hierzu sind dem LBV.SH,
Standort Itzehoe entsprechende Detailplanunterlagen, bestehend aus Lageplan M
1:500, Höhenplan mit Entwässerungseinrichtungen, egelquerschnitt mit Deckenauf-
bauangaben, Markierungs- und Beschilderungsplan sowie Leistungsfähigkeitsnach-
weis des Knotenpunktes rechtzeitig vor Baubeginn in 3-facher Ausfertigung zur Prü-
fung und Genehmigung vorzulegen.

· Alle baulichen Veränderungen an der L 110 sind mit dem LBV.SH, Standort Itzehoe
abzustimmen.

· Außerdem dürfen für den Straßenbaulastträger der Landesstraße keine zusätzlichen
Kosten entstehen. Etwaige entstehende Kosten für den Mehraufwand an Straßenun-
terhaltung (z. B. Lichtsignalanlagen, Linksabbiegespuren einschließlich der Ablösezah-
lungen) gehen nicht zu Lasten des Straßenbaulastträgers Land.

· Weiter direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur BAB A 23 und zur freien Strecke der
L 110 nicht angelegt werden.

· Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilnehmer
auf den Straßen des überörtlichen Verkehrs nicht erfolgt. Sie sind so auszubilden, dass
sie durch ihre Form, Farbe, Größe oder dem Ort und die Art der Anbringung nicht zu
Verwechslungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben oder deren
Wirkung beeinträchtigen können.

7 Ver- und Entsorgung

Kapitel wird bei Vorlage des wasserwirtschaftlichen Konzeptes ergänzt.

Die Versorgung mit Strom, Gas, Trinkwasser und Löschwasser ist durch die Stadtwerke Tor-
nesch GmbH gesichert. Telefoneinrichtungen werden an das Ortsnetz der Deutschen Telekom
angeschlossen.

Um den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes zu gewährleisten, sollten die Ver- und
Entsorgungsträger rechtzeitig über die Bauausführungstermine unterrichtet werden. Ausrei-
chende Trassen für die Verlegung von Leitungen (Lehrrohre) sind in den privaten und öffentli-
chen Verkehrsflächen freizuhalten.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdi-
sche Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Es ist sicherzustellen,
dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Ver- und
Entsorgungsanlagen nicht behindert werden.
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Verkehrsflächen, die ggf. nicht als öffentliche Verkehrswege gewidmet werden, aber zur Er-
schließung der Grundstücke zur Verfügung stehen müssen, sind ggf. mit Leitungsrecht /
Dienstbarkeiten zu belasten.

Die Müllentsorgung wird vom Kreis Pinneberg durchgeführt.

Der Kreis Pinneberg bat darum, dass der § 16 der UW Müllbeseitigung und die Rast 06 (EAE
85/95) beachtet wird (Ein Müllfahrzeug hat folgende Maße: 10,90 m lang, 3,60 m hoch, 2,50
m breit). Außerdem muss die Abfallentsorgung auch während der Bauphasen sichergestellt
sein.

Für den Löschwasser-Grundschutz sind die Gemeinden zuständig. Gewerbebetriebe haben
häufig einen höheren Löschwasserbedarf (96 m³/h oder 192 m³ über einen Zeitraum von 2
Stunden).

8 Umweltbericht

Kapitel wird bei Vorlage des Umweltberichtes ergänzt.

9 Hinweise, Kennzeichnungen und nachrichtliche Über-
nahmen

9.1  Bundesautobahn A 23

Es wird auf das Fernstraßengesetz verwiesen.

U.a. dürfen in einer Entfernung bis 40 m (gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
bahn) Hochbauten jeder Art sowie bauliche Anlagen nicht errichtet werden.

Ferner bedürfen in einer Entfernung bis 100 m (gemessen vom äußeren Rand der befestigten
Fahrbahn) Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen
der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde.

Anlagen der Außenwerbung stehen den Hochbauten gleich. Dies gilt entsprechend auch für
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs. Der Träger der Straßenbaulast kann
Ausnahmen von dem Anbauverbot zulassen

9.2 Anbauverbotszone an der Landesstraße 110

Es wird auf das Straßen und Wegegesetz verwiesen.

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-
durchfahrt dürfen Hochbauten jeder Art an Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 20 m
gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahr-
bahn, nicht errichtet werden. Genehmigungen für bauliche Anlagen dürfen in einer Entfernung
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bis zu 40 m, von der Baugenehmigungsbehörde nur nach Zustimmung des Trägers der Stra-
ßenbaulast erteilt werden.

Anlagen der Außenwerbung stehen den Hochbauten gleich. Dies gilt entsprechend auch für
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs. Der Träger der Straßenbaulast kann
Ausnahmen von dem Anbauverbot zulassen

9.3 Bauzeitenreglungen

Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dürfen alle Arbeiten
an Gehölzen und die Baufeldräumung gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außerhalb der
Schonzeit, d. h. nur zwischen dem 01.10. und dem 28/29.02. ausgeführt werden. Abweichun-
gen von der Frist für geplante Eingriffe bedürfen der Zustimmung durch die Untere Natur-
schutzbehörde.

9.4 Schutz von Bäumen

Bei Bautätigkeiten gilt die DIN 18920 "Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegeta-
tionsflächen bei Baumaßnahmen" und die RAS-LP 4 "Schutz von Bäumen, Vegetationsflächen
und Tieren bei Baumaßnahmen" sowie die ZTV-Baumpflege (2006): Zusätzliche Technische
Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege. 5. Auflage, Forschungsgesellschaft
Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau, Bonn, 71 S
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9.5 Boden

Der anfallende Bodenaushub soll sofern geeignet im Plangebiet verbleiben und wiederver-
wendet werden (z.B. für neu zu errichtende Knicks oder Lärmschutzwälle). Nicht wieder ver-
bauter Erdaushub ist nach den geltenden Rechtsprechungen sachgerecht zu entsorgen.

9.6 Beregnungsbrunnen

An der südlichen Grenze des Flurstücks 16/1 liegt ein ca. 20 m tiefer Beregnungsbrunnen (s.
Kartenausschnitt). Für die damit verbundene Grundwasserentnahme wurde unter dem Az.:
423-363-19/I-12/39 eine wasserrechtliche Erlaubnisse erteilt. Dieser Sachverhalt ist bei der
weiteren Planung zu berücksichtigen.

Die Erlaubnis ist ggf. zu widerrufen und der Brunnen gem. den allgemein anerkannten Regeln
der Technik in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde zurückzubauen.

Abbildung 5 - Lageplan Beregnungsbrunnen

9.7 Richtfunktrasse

Im PIangebiet ist die Richtfunktrasse der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG gekennzeich-
net. die Fresnelzone der Richtfunkverbindung befindet sich in einem vertikalen Korridor zwi-
schen 33 m und 63 m über Grund.

Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal über der Landschaft ver-
laufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30 - 60m (einschließlich der Schutzbe-
reiche) vorstellen (abhängig von verschiedenen Parametern). Alle geplanten Konstruktionen
und notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen.

Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von min-
destens +/- 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens +/-15m ein-
gehalten werden.
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9.8  Zugrundeliegende Vorschriften

Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlass und DIN-
Vorschriften) können bei der Stadtverwaltung Tornesch Wittstocker Straße 7, 25436 Tornesch
eingesehen werden.

10 Boden, Altablagerungen und Altlasten

Kapitel wird bei Vorlage des Bodengutachtens und des wasserwirtschaftlichen Konzeptes
ergänzt.

Aus der Bodenkarte ergibt sich, dass die anstehenden Oberböden für die bauliche Nutzung
nicht geeignet sind. Anfallender Bodenaushub soll soweit möglich im Plangebiet selbst ver-
bleiben ggf. zur Aufschüttung der neuen Knicks oder des Schallschutzwalls genutzt werden.

Weiterhin zeigt die Bodenkarte auf, dass stellenweise nicht versickerungsfähige Böden vorlie-
gen.

Der unteren Bodenschutzbehörde liegen für den Änderungsbereich keine Informationen über
schädliche Bodenveränderung, Altstandorte und/ oder Altablagerungen vor. In der Luftbildzu-
sammenstellung ab 1968 ist außer dem Autobahnbau nur eine land- und baumschulerische
Nutzung zu erkennen. Daher wird zu diesem Zeitpunkt keine Untersuchung in Hinblick auf eine
Gefahrerforschung von der Stadt Tornesch gefordert.

11 Denkmalschutz

Das Archäologische Landesamt wies im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung darauf hin, dass
sich die überplante Fläche großenteils in einem archäologischen Interessensgebiet befindet.
Bei der überplanten Fläche handelt es sich daher gem. § 12 (2) 6 DSchG um Stellen, von
denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale
befinden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäo-
logischen Landesamtes.

Denkmale sind gem. § 8 (1) DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste erfasst sind,
gesetzlich geschützt.

Das Archäologische Landesamt stimmt der vorliegenden Planung zu. Da jedoch zureichende
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal einge-
griffen werden wird, sind gem. § 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich.
Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG die Kosten, die für die
Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation des
Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im Rahmen des
Zumutbaren zu tragen.



Begründung zur 52. F-Planänderung der Stadt Tornesch Seite 19

TOR18002_11003_Begründung_FP.docx

Abbildung 6 - Auszug aus der archäologischen Landesaufnahme

Darüber hinaus verweist das Landesamt auf § 15 DSchG; Wer Kulturdenkmale entdeckt oder
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutz-
behörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentü-
mer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in
dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung
oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die
übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unver-
ändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen Von
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen
seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingli-
che Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

Die archäologischen Voruntersuchungen sowie eine nach den bisherigen Voruntersuchung
voraussichtlich erforderliche Hauptuntersuchung finden im Frühjahr 2021 und Sommer 2021
statt.
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12 Flächenbilanz

Die folgende Tabelle gibt die im Änderungsbereich dargestellten Flächen wieder.

Bezeichnung Fläche in ha

Gewerbliche Baufläche 20,4

Grünflächen 6,0

    Änderungsbereich 26,4

Stand: 25.05.2021
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